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Vorsitz: Ratspräsident Ivano De Gobbi 

Protokoll: Viviane Vogt, Protokollführerin 

 

Begrüssung, Entschuldigungen und Traktandenliste 

Ratspräsident Ivano De Gobbi eröffnet die 8. Sitzung des Grossen Gemeinderats in diesem Jahr 

und begrüsst nebst den Mitgliedern des Grossen Gemeinderats und des Stadtrats auch die Vertreter 

der Zuger Lokalmedien sowie vereinzelte Gäste. 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt des Weiteren fest, dass die Ratsmitglieder rechtzeitig zu dieser 

Sitzung eingeladen wurden. Das Verzeichnis der Verhandlungsgegenstände wurde zweimal im 

Amtsblatt des Kantons Zug veröffentlicht. 

 

Für die heutige Sitzung entschuldigt haben sich die Ratsmitglieder Norbert Schlumpf, Jérôme Peter, 

Nina Koller und Marco Laubacher; 35 Mitglieder des Grossen Gemeinderats sind anwesend. 

Stimmenzähler Marco Laubacher wird durch Ersatzstimmenzähler Alex Odermatt vertreten.  

 

Manuela Lehmann hat die Sitzung vorzeitig (09:30 Uhr) verlassen.  

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat beschlussfähig ist. 

 

Der Stadtrat ist vollzählig zugegen. Die Sitzung ist hiermit eröffnet. 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi gibt an, dass wenn sich niemand meldet, Ton- und Bildaufnahmen 

während der Ratssitzung stillschweigend zugestimmt wird. 
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Traktandenliste 

 

1 Genehmigung der Traktandenliste 

 3. Sitzung zur Ortsplanungsrevision 1. Lesung 

 

2 Politische Sachgeschäfte 

Weiterberatung Bauordnung und Zonenplanänderungen 

 

2.1 2914 SR – Städtebau und Planung: Ortsplanung Stadt Zug; Revision Nutzungsplanung 

inklusive Gewässerraumfestlegung, 1. Lesung 

 

2.1.1 2914.1 BPK – Städtebau und Planung: Ortsplanung Stadt Zug; Revision 

 Nutzungsplanung inklusive Gewässerraumfestlegung, 1. Lesung 

 

3 Mitteilungen 
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1 Genehmigung der Traktandenliste 

 3. Sitzung zur Ortsplanungsrevision 1. Lesung 

 

Zur Traktandenliste: 

Das Wort wird nicht verlangt. Die Traktandenliste wird stillschweigend genehmigt. 

 

Ergebnis: 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass keine Änderungsanträge vorliegen. Die 

Traktandenliste ist somit stillschweigend genehmigt.  
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2 Politische Sachgeschäfte 

Weiterberatung Bauordnung und Zonenplanänderungen 

 

2.1 2914 SR – Städtebau und Planung: Ortsplanung Stadt Zug; Revision Nutzungsplanung 

inklusive Gewässerraumfestlegung, 1. Lesung 

 

2.1.1 2914.1 BPK – Städtebau und Planung: Ortsplanung Stadt Zug; Revision 

 Nutzungsplanung inklusive Gewässerraumfestlegung, 1. Lesung 

 

 

Rückkommensantrag Mitte-Fraktion 

Christoph Iten 

Wir haben noch die Pendenz offen zur Einzonung der preisgünstigen Wohnzone in der Ammansmatt. 

In der letzten Sitzung war der Vorschlag des Stadtrats, dass das Baudepartement uns eine 

parzellenscharfe Variante ausarbeiten und wir heute darüber beraten können. Wir hatten eine 

Besprechung mit der Stadtverwaltung. Gerne gebe ich Ihnen ein kurzes Update dazu. Ausgangslage: 

Wir haben da rund 13'500 m2, die wir noch einzonen wollten. Rund die Hälfte davon stammt aus der 

Auszonung des SBB-Areals. Es besteht das Risiko, dass wir gleichzeitig eine neue Einzonung 

beschliessen und die SBB somit nicht mit der Einzonung einverstanden ist. So haben wir irgendwo 

eine Rechtsunsicherheit, die wir lösen müssen. Diese Problematik verstehen wir natürlich auch. Wir 

zeigen uns kooperativ und haben uns auf das folgende Vorgehen geeinigt: Die Stadtverwaltung klärt 

mit der SBB ab, wie sie dazu stehen. Wir hören dies dann auch in der öffentlichen Auflage. Das gibt 

uns eine Rückmeldung, entweder gibt es eine Einsprache oder es gibt keine. Dann wissen wir über 

diese 6'500 m2 Bescheid und dann kommt die Mitte-Fraktion mit einem entsprechenden Antrag, 

parzellenscharf dann auf die 2. Lesung. So haben wir eine entsprechende Ausgangslage und keine 

Rechtsunsicherheit. Ich appelliere natürlich auch hier wieder an Fairness. Bitte argumentieren Sie 

dann nicht, wir hätten dies in der 1. Lesung bringen sollen. Inhaltlich dürfen Sie selbstverständlich 

dagegen sein, aber es wäre dann fair, wenn Sie uns diesen Antrag zumindest stellen und beurteilen 

lassen. 

 

 

Bauordnung Teil 7 

Planungsbericht Kapitel 12 «Bauvorschriften» und Kapitel 14 «Anhang 1 § 56 

Aussichtsschutz» 

 

 

§ 48 Wohnanteil 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 1a) – Keine Wortmeldungen 

Abs. 1b) – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit §48 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 49 Besondere Abstände 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit §49 in 1. Lesung behandelt wurde. 
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§ 50 Näherbau / Zusammenbau 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 3 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 4 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit §50 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 51 Parkierung 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit §51 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 52 Autoarmes Wohnen und Arbeiten 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen  

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit §52 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 53 Hindernisfreies Bauen 

Eliane Birchmeier 

Die BPK beantragt die Streichung des Paragrafen 53, da die Bestimmungen zum hindernisfreien 

Bauen in § 10a des kantonalen Bau- und Planungsgesetzes ausreichend geregelt ist. Im Grundsatz 

begrüsst der Stadtrat schlanke Gesetze und den Verzicht auf Wiederholungen bei übergeordneten 

Bestimmungen. Aber keine Regel ohne Ausnahme. Alle werden wohl zustimmen, dass Gebäude auch 

für Menschen mit einer Behinderung zugänglich und benutzbar sein müssen. Gilt es aber den 

Tatbeweis zu erbringen, ist hindernisfreies Bauen noch längst keine Selbstverständlichkeit. Vorurteile, 

wie zu aufwändig und zu teuer, sind nach wie vor auch bei Planern weit verbreitet. Dagegen hilft – 

nach Meinung des Stadtrats – nur Sensiblisierung, Information und Beratung. Zugegeben die 

Beibehaltung von § 53 hindernisfreies Bauen ist nur ein kleines Puzzleteil, aber wir können damit die 

Bedeutung, die wir dem Anliegen beimessen, unterstreichen.  

 

Richard Rüegg 

Grundsätzlich hat unsere Bauchefin unser Anliegen schon kundgetan. Es ist korrekt: Die BPK hat mit 

7 zu 4 Stimmen entschieden, § 53 zu streichen. Eine derartige Bestimmung besteht bereits in 

übergeordnetem Recht. Die Differenz ist, dass wir von 5 Wohneinheiten sprechen, in übergeordnetem 

Recht 8 Wohneinheiten. Zusätzlich hat uns die Verwaltung mitgeteilt, dass sie bereits heute sämtliche 

Bauten durch die betroffenen Organisationen überprüfen und kontrollieren lässt. Und dass sie diesen 

Input auch verwendet. Dies hat uns dann dazu bewogen, dass wir das übergeordnete Recht mit den 

kleinen Differenzen akzeptiert und somit diesen Artikel gestrichen haben. Wie bereits erwähnt: Mit 7 

zu 4 Stimmen. 

 

Antrag Mitte-Fraktion 

Manuela Leemann 

Gerne halte ich unser Fraktionsvotum zum hindernisfreien Bauen und ich erlaube mir, dazu etwas 

auszuholen. Barrierefreiheit ist kein Luxus. Sie ist Demokratie in gebauter Form. Demokratie zeigt sich 

nicht nur in Gesetzen, sondern auch in Umgebung: In Türen, die sich für alle öffnen, in Wegen, die 

niemanden ausschliessen, in Wohnungen, die auch im Alter bewohnbar bleiben. Demographische 

Fakten und soziale Nachhaltigkeit verlangen danach, Bauwerke von vornherein barrierefrei anpassbar 
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zu gestalten. Marcus Bühler und Daniel Marti haben an der letzten GGR-Sitzung zur Interpellation 

betreffend Pflegeplätze und Alterswohnen die Zahlen aufgezeigt: Die ältere Bevölkerungsgruppe 

nimmt markant zu. Unsere Bauordnung muss darauf reagieren. Wir wissen, dass hindernisfreies – 

oder eben – anpassbarer Wohnraum nicht nur Menschen mit Behinderung, sondern auch Kranken 

oder älteren Personen und deren Verwandten und Bekannten zu Gute kommt. Wenn wir als Politik 

dieses Thema heute nicht anpacken, laufen wir Gefahr unserer Gesellschaft und unseren kommenden 

Generationen nicht gerecht zu werden. 

Zu meiner Interessensbindung: Ich bin Vizepräsidentin der Schweizerischen Paraplegikerstiftung und 

da im Unterstützungsausschuss, wo wir Gesuche um Direkthilfe über CHF 50'000.00 beurteilen. 

Geschätzt 90 % der Gesuche betreffen bauliche Massnahmen. Die verunfallten Personen möchten ihr 

zu Hause umbauen, um nach der Reha heimkehren zu können. Immer wieder lehnen wir Gesuche 

auch ab oder versuchen, Personen zu überzeugen, sich eine andere Wohnung zu suchen, da sie ihr 

zu Hause selbst mit Umbaumassnahmen nicht selbständig nutzen können oder im Alltag aufgrund der 

bleibenden baulichen Hindernisse stark eingeschränkt wären. Und immer wieder bekommen wir 

dieselben Rückmeldungen: Ich möchte unbedingt in mein zu Hause zurück. Ich bin da emotional 

verbunden. Oder: Gerade in der jetzigen Situation ist es mir wichtig, in mein zu Hause zurück zu 

kehren und zumindest in dieser Hinsicht, Stabilität zu haben. Oder: Ich kenne die Leute in meiner 

Nachbarschaft, die mich in der jetzigen Situation unterstützen. An einem neuen Ort hätte ich dies 

nicht. Die Leute wollen in ihr zu Hause zurückkehren. Und so wird es auch Menschen geben, die 

erkranken oder Menschen, die im Alter immobiler werden. Auch sie möchten zum Grossteil so lange 

wie möglich in ihrem zu Hause bleiben. Und dafür brauchen wir zugängliche Gebäude und 

anpassbare Wohnungen. Neben den persönlichen Wünschen Betroffener sollte das hindernisfreie 

Bauen vor allem aber auch ein gesellschaftspolitisches Anliegen sein. Bei anpassbaren Wohnungen 

lassen sich Heimeintritte durch gezielte Wohnraumanpassungen um Jahre hinausschieben. 

Seniorinnen und Senioren können länger in ihrem gewohnten sozialen Umfeld bleiben, statt frühzeitig 

in ein Pflegeheim zu wechseln. Dies hilft nicht nur bei unserem Mangel an Pflegebetten, sondern hat 

auch erhebliche Kosteneinsparungen für die Gesellschaft zur Folge. 

Also um was geht es hier genau? Es wurde gesagt: Auf Bundes- und Kantonsebene haben wir 

Vorgaben für neun oder mehr Woheinheiten. Das Bundesgesetz sagt, dass die Wohnungen oder 

Wohnbauten zugänglich sein müssen. D.h. man muss von Aussen zu einem Gebäude hineinkommen. 

Es sagt aber nichts über das Innere der Wohnung aus. Das kantonale Recht gibt dann vor, dass die 

Hälfte der Wohnungen anpassbar sein muss, also im Innern entsprechend gebaut sein muss. Und ich 

möchte hier noch anmerken: Anpassbar heisst nicht rollstuhlgängig. Es muss so gebaut sein, dass es 

im Bedarfsfall entsprechend umgebaut werden kann. Dasselbe System gilt bei den Arbeitsplätzen. 

Und der Stadtrat schlägt nun einen §53 vor, der bereits ab fünf Wohneinheiten gelten soll. Die BPK 

will diesen streichen. Daher haben wir überlegt: Was spricht denn für die Aufnahme von §53? 

Gewisse Gründe habe ich aufgezählt, aber eigentlich nehme ich jetzt an, dass niemand generell 

gegen das hindernisfreie Bauen ist. Es ist ja immer eine Interessensabwägung, daher stellt sich 

wahrscheinlich eher die Frage: Was spricht denn gegen die Aufnahme dieses §53? Und allfällige 

Gegenargumente lassen sich in vier Themen zusammenfassen: 

1. Das übergeordnete Recht: Man könnte der Ansicht sein, dass es schon Bundes- und 

kantonales Recht zum hindernisfreien Bauen gibt und nicht noch zusätzliche Bestimmungen 

auf Gemeindeebene braucht. Dazu kurz etwas zur Gesezessystematik in diesem Bereich: 

Das Bundesgesetz ist ein Minimalgesetz. Es gibt in einzelnen Bereichen 

Minimalbestimmungen vor, die eingehalten werden müssen. Es ist aber nicht als 

abschliessendes Gesetz gedacht. Die Kantone könne darüber hinaus gehen, also strengere 

Bestimmungen vorsehen. Sie können die Vorgaben aber nicht lockern. Und genau das 

Gleiche gilt für die Gemeinde: Wir können strengere Bestimmungen vorsehen, aber nicht 

lockern. Wenn Sie jetzt denken, dass es besser umfassender auf Kantonsebene geregelt 
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wäre, kann ich das grundsätzich eigentlich noch nachvollziehen. Als Kantonsrätin habe ich im 

Jahr 2020 mit 27 Mitunterzeichnenden verschiedener Fraktionen eine Motion zum alters- und 

behindertengerechten Bauen in Zug eingereicht. Und mit der Motion forderten wir noch eine 

etwas strengere Bestimmung als die Vorliegende auf Kantonsebene. Der Regierungsrat 

erkannte die Wichtigkeit des Anliegens. Er lehnte aber die Aufnahme ins kantonale Planungs- 

und Baugesetz ab, da das kantonale PBG gerade umfassend revidiert worden war und die 

Grundlage für die bereits laufenden Ortsplanungsrevisionen war. Er stellte jedoch in Aussicht, 

eine weitergehende Bestimmung zum hindernisfreien Bauen in die Musterbauordnung in die 

Gemeinden aufzunehmen. Dies konnte der Kantonsrat nachvollziehen. Und hier haben wir 

eben nun genau diese Bestimmung der Musterbauordnung. Ich glaube, es bringt auch nichts, 

darüber zu diskutieren, ob diese nun besser auf Kantonsebene oder Gemeindeebene 

erlassen werden soll. Der Kanton ist der Meinung, es soll in den Gemeinden geregelt werden. 

Wir haben hier und jetzt die Möglichkeit, dies in unsere Bauordnung aufzunehmen. Und dass 

die Gemeinden im Kanton Zug in ihrer Bauordnung strengere Vorgaben zum hindernisfreien 

Bauen haben als der Kanton, ist übrigens nichts Neues. Bis zur erwähnten Totalrevision des 

Planungs- und Baugesetzes galten in neun der elf Zuger Gemeinden strengere Vorgaben zum 

hindernisfreien Bauen als im Kanton. 

2. Die Überregulierung: Vielleicht denken Sie, die bestehenden Regelungen auf Bundes- und 

Kantonsebene reichen aus. Alles darüber hinaus ist eine unnötige Verschärfung. Ist das dann 

so? Nein, eben nicht. Mit den Vorgaben, erst ab neun Wohneinheiten und 50 Arbeitsplätzen 

fallen ganz viele Bauten durch die Masche. Ich wohne beispielsweise in einem 

sechsstöckigen Gebäude. In den unteren zwei Etagen sind Geschäfte, in den oberen vier 

Etagen sind Wohnungen. Bei zwei Wohnungen pro Etage ergibt dies insgesamt acht 

Wohnungen. Sie sehen es: Für ein solches sechsstöckiges Gebäude gilt keine einzige 

Vorgabe zum hindernisfreien Bauen. Und bei uns werden viele solcher Bauten gebaut. Die 

Schwelle ab neun Wohneinheiten und 50 Arbeitsplätzen ist einfach zu hoch.  

3. Der Eingriff in die Eigentumsfreiheit: Dies stelle ich vor ein grosses Fragezeichen. Ist die 

vorgesehene Vorschrift wirklich ein Eingriff in die Eigentumsfreiheit? Oder nicht viel eher das 

Fehlen einer Vorschrift eine Einschränkung? Der Vorschlag betrifft Bauten ab fünf 

Wohneinheiten, also typischerweise Bauprojekte mit professionellen Investoren oder 

Genossenschaften. Mit diesen Vorgaben wird niemand eingeschränkt, der für sich selbst 

bauen möchte. Im Gegenteil: Wenn Sie eine Wohnung mieten möchten, können Sie nicht 

mitbestimmen, ob das Gebäude zugänglich und die Wohnung anpassbar sein soll. Dies 

bestimmen andere Leute, obwohl sie dann in dieser Wohnung wohnen. Unser 

Wohnungsmarkt ist zu knapp, um zu sagen, dass hier einfach der freie Markt spielen soll. 

Dasselbe ist der Fall wenn Sie eine Eigentumswohnung kaufen möchten. Es sind die 

BauplanerInnen, ArchitektInnen, die bestimmen, ob und wie das Gebäude zugänglich und ob 

die Wohnung anpassbar sein soll. Schwellen, Stufen, Grundrisse etc. können Sie nachher 

nicht mehr mitentscheiden. Sie können einzig in der Wohnung noch etwas herum schrauben. 

Bei Wohnbauten ab fünf Wohnungen sind es die Leute, die nachher nicht in der Wohnung 

wohnen, die entscheiden, ob und wie das hindernisfreie Bauen umgesetzt wird. Daher 

schränkt es eigentlich die Eigentumsfreiheit ein, wenn wir §53 nicht in die Bauordnung 

aufnehmen. Eingeschränkt wird niemand, der für sich selbst baut, sondern nur die 

PlanerInnen, die diese Gebäude planen. 

4. Mehrkosten: Über allfällige Mehrkosten haben wir auch in der Fraktion intensiv diskutiert. 

Dass die Mehrkosten für die Anpassung an die Vorgaben des hindernisfreien Bauens bei 

Sanierungen oder Umbauten jemanden abschrecken können, verstehen wir. Es ist zwar klar 

bestimmt, was als verhältnismässig gilt. Dies sind 20 % der Renovationskosten oder 50 % des 

Gebäudewerts. Dies kann im Einzelfall dennoch zu Diskussionen und zu erheblichen 
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Mehrkosten führen. Daher stellen wir als Mitte-Fraktion den Antrag, dass § 53 nur für 

Neubauten gelten soll. Bei Neubauten kann der anpassbare Wohnungsbau kostenneutral 

oder mit marginalen Mehrkosten umgesetzt werden. Wir hoffen, damit einen mittigen 

Kompromissvorschlag gefunden zu haben, dem alle zustimmen können. 

 

Ich komme zum Schluss und bitte Sie, im Namen der Mitte-Fraktion, unserem Antrag zuzustimmen. 

Mit der Vorgabe, Wohnbauten ab fünf Wohneinheiten zugänglich und anpassbar zu bauen, wären wir 

nicht in einer Vorreiterrolle, sondern gerade im Mittelmass. Von den zwanzig anderen 

Deutschschweizerkantonen haben im Jahr 2020 neben dem Kanton Zug nur drei andere Kantone die 

Schwelle von 9 Wohneinheiten nicht herabgesetzt. Insgesamt gibt es in neun Kantonen 

Bestimmungen für weniger als fünf Wohneinheiten. Ebenfalls in neun Kantonen gibt es Bestimmungen 

für mehr als fünf Wohneinheiten. Wenn wir barrierefrei bauen, bauen wir für alle: Für heute, morgen 

und die kommenden Generationen. Eine Anpassung der Schwelle auf fünf Wohneinheiten bei 

Neubauten ist kein Sonderwunsch. Sie ist realistisch, wirtschaftlich sinnvoll und entspricht dem 

schweizer Durchschnitt. 

 

Eventualantrag zum Antrag der Mitte-Fraktion 

Esther Ambühl Tarnowski 

Bei uns ist es zusätzlich noch ein Thema, wie mit Sanierungen umgegangen wird, dass dort überprüft 

wird, ob da nicht auch hindernisfreies Bauen möglich wäre. Für uns müsste es das Ziel sein, dass 

unsere Städte, unsere Umwelt so gebaut ist, dass Inklusion aller möglich ist. Der Antrag der Mitte 

schwächt den ursprünglichen Paragrafen etwas, da er nur auf Neubauten zielt. Für uns ist es aber 

auch wichtig, dass wir zum bestehenden Gebäudepark Sorge tragen, sei es wegen der grauen 

Energie, aber insbesondere auch, dass nicht preisgünstige Wohnungen «drauf gehen». Der Druck, 

diese zu ersetzen, soll nicht erhöht werden, daher soll die Anpassung bei Sanierungen nicht Pflicht 

sein, aber zumindest soll die Anpassung geprüft werden. Wir finden es sehr wichtig, dass das Thema 

hindernisfreies Bauen adäquat in der Bauordnung verankert wird. So sind wir grundsätzlich für die 

Musterbauordnung, können aber auch mit dem Antrag der Mitte leben, jedoch mit unserem Zusatz zur 

Sanierung. Und der würde wie folgt lauten: Bei Sanierungen ist eine Stellungnahme einer Fachstelle 

zum hindernisfreien Bauen einzuholen. Dies entspricht der Praxis, die heute bereits vorgenommen 

wird, die wir gerne verankern möchten. Denn, was passiert, wenn die Bauchefin wechselt, wenn sonst 

etwas ändert? Wir möchten einfach, dass bei Sanierungen angeschaut wird, ob es möglich ist, 

sinnvoll bzw. adäquat? Und dann kann entschieden werden, wie damit umgegangen wird. 

 

Dagmar Amrhein 

Wir danken der Mitte-Fraktion und auch der SP-Fraktion für ihre Anträge. Uns ist es auch sehr wichtig, 

dass der Paragraf in der Bauordnung bleibt, auch wenn übergeordnetes Recht bereits gewisse 

Sachen regelt. Inklusion ist ein so wichtiges Thema, das in die Bauordnung gehört. Unsere 

Gesellschaft wird immer älter und wir haben es gehört: Es gibt immer mehr Menschen, die mit einer 

Behinderung leben müssen. Wir gehören evtl. auch einmal dazu. Und es macht Sinn, dass man sicher 

bei Neubauten, gewisse Wohnungen und Arbeitsplätze hindernisfrei gestaltet. Wir sind aber ebenfalls 

der Meinung, dass auch bei Sanierungen der neue Standort erreicht werden sollte. Wir werden also 

den Antrag der SP unterstützen.  

 

Daniel Blank 

Ich würde ein kleines Detail aufnehmen, und zwar, auf das Integrieren der Fachstelle in diese 

Bauordnung zu verzichten. Es ist zwar gängige Praxis, dass wir das haben. Aber am Ende des Tages 

entspricht es der Freiheit der Bauchefin, wie sie diese Bauordnung umsetzen möchte. Ob sie dies mit 

einem Verein machen will. Wir wissen auch nicht, ob es diese Fachstelle plötzlich nicht mehr gibt. Wir 
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sind hier auf Stufe Bauordnung, wo wir die Spielregeln festlegen. Wie die Spielregeln kontrolliert und 

umgesetzt werden, da würden wir die Kompetenz schon beim Stadtrat belassen. 

 

Manuela Lehmann 

Ich würde den Antrag der SP-Fraktion sehr unterstützen. Ich habe gerade gestern ein Gespräch 

gehabt mit jemandem, der in einer Beratungsstelle für hindernisfreies Bauen in Luzern involviert ist. In 

Luzern ist dieser Einbezug gesetzlich klar geregelt. Und ich denke auch, dass es noch nicht so lange 

der Fall ist, dass alle diese Gesuche an die Stelle für hindernisfreies Bauen gehen und man bei 

Sanierungen durchaus einen Mehrwert heraus holen kann. Gerne möchte ich noch einen zusätzlichen 

Antrag stellen. 

 

Einzelantrag 

Manuela Lehmann 

Es sollen nicht nur sämtliche Arbeitsplätze, sondern auch sämtliche Wohnungen im Innern anpassbar 

auszugestalten. Was bedeutet denn anpassbarer Wohnungsbau? Anpassbar bedeutet – wie gesagt – 

nicht barrierefrei. Anpassbar bedeutet: keine Stufen oder hohen Schwellen, ausreichende 

Durchgangsbreiten, ausreichende Bewegungsflächen, z.B. ein Raum mit WC muss eine gewisse 

Mindestbreite haben. Der Abstand der Kücheninsel zum befestigten Teil der Küche darf nicht zu 

schmal sein, etc. Von den 18 deutschschweizer Kantonen, die weitergehende Bestimmungen zum 

Bundesrecht haben, sind in 16 Kantonen, sämtliche Wohnungen anpassbar auszugestalten. Zug ist 

neben Schaffhausen und Obwalden der einzige Kanton, der in Bezug auf die Anpassbarkeit der 

Wohnungen nicht über das Bundesrecht hinaus geht. In den Zuger Gemeinden, wo es vor der 

Revision des Planungs- und Baugesetzes bei Arealbebauungen in 9 von 11 Gemeinden 

Bestimmungen hatte, waren in diesen 9 von 11 Gemeinden sämtliche Wohnungen anpassbar 

auszugestalten. Also in rund 80-90% der anderen Kantone und früher in den Zuger Gemeinden, 

waren sämtliche Wohnungen anpassbar auszugestalten. Vielleicht zu zwei Fragen, die sich Ihnen in 

diesem Zusammenhang stellen könnten. Ist denn jemand eingeschränkt, der seine 

Eigentumswohnung anpassen möchte (vielleicht noch irgendwo eine Treppe einbauen)? Nein, die 

Vorgaben zum hindernisfreien Bauen werden mit der Baubewilligung, also zu einem frühen Zeitpunkt, 

geprüft. Es müssen die Grundrisse, Schwellen etc. stimmen. Aber in diesem Rahmen kann eine 

EigentümerIn ihre Wohnung danach immer noch anpassen, wie dies auch heute gemacht wird. Sind 

Maisonettewohnungen dann nicht mehr möglich? Doch! Auch das ist möglich. Eine 

Maisonettewohnung gilt als anpassbar, wenn im unteren Geschoss mindestens ein Schlaf- und ein 

Badezimmer ist und bei der Treppe nachträglich ein Treppenlift eingebaut werden könnte. 

In meinem vorherigen Votum habe ich aufgezeigt, dass wir mit der Vorgabe, dass Wohnbauten bereits 

ab fünf Wohneinheiten zugänglich und im Inneren anpassbar ausgestaltet werden müssen, im 

Vergleich mit anderen Kantonen in das Mittelmass vorrücken. Wenn wir die Anpassbarkeit nun aber 

auf die Hälfte der Wohnungen beschränken, fallen wir wieder weit zurück. Die Hälfte der Wohnungen 

ist einfach zu wenig. In dem Sinne bitte ich Sie, auch diesem Antrag zu folgen. 

 

Mathias Wetzel 

Ich möchte kurz zum Antrag von Manuela Leemann sprechen: Stellen Sie sich das mal vor: Sie 

möchten eine eigene Wohnung bauen und haben irgendwo ein Grundstück. Und dann haben Sie die 

entsprechenden Pläne. Diese müssen Sie bei Pro Infirmis einreichen. Das wäre die zuständige Stelle 

im Kanton Zug. Und pro Infirmis würde das Ganze überprüfen, ob Sie die Abstände für die Toilette, 

die Kochinsel und alles Weitere eingehalten haben. Das bedeutet ein Sonderaufwand, zusätzliche 

Pläne, die eingereicht werden müssen. Und sie werden grundsätzlich in ihrer Eigentumsfreiheit 

eingeschränkt. Wenn Sie wirklich ein solches Gebäude bauen wollen, dann sollen Sie dies doch mit 

ihrem Architekten zusammen tun können. Dies ohne grosse Einwirkung der Überprüfungsstelle. Wir 
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sprechen hier vom Inneren des Gebäudes, nicht von der Aussenfassade. Hierüber kann doch jeder 

selber bestimmen! 

 

Christoph Iten 

Ich möchte einfach einen Hinweis mit auf den Weg geben (nicht inhaltlicher Natur): Je nach dem 

Abstimmungsmodus, den wir jetzt beschreiten werden. Bedenken Sie dann bitte, welche Anträge Sie 

unterstützen. Es kann gut möglich sein, dass wir am Ende eine Abstimmung haben, quasi Variante 

SP, d.h. Vollvariante gegen Nullvariante (BPK) steht. Und diese Variante wird dann die Mitte-Fraktion 

auch nicht geschlossen unterstützen und das Risiko ist dann ziemlich gross, dass wir mit der 

Nullvariante dastehen. Ja es ist insofern etwas Werbung für den Mitte-Kompromiss-Vorschlag. 

Bedenken Sie es einfach: Es ist sonst effektiv ein grosses Risiko, dass die Nullvariante resultiert. 

Vielleicht diesbezüglich an meine KollegInnen der SP und der ALG: Sie sind frei, wem und was Sie 

sich anschliessen. Aber das Risiko besteht: Es gibt die taktische Abstimmung bei den 

Dreifachvarianten, also haben Sie das im Kopf. 

 

Adrian Moos 

Ich erlaube mir nur einen Hinweis in Bezug auf den Antrag mit den Sanierungen im kantonalen Recht: 

Gemäss Paragraf 10a Abs. 3 PBG sind bei Neubauten und Erneuerungen im Sinne des einschlägigen 

Bundesrechts, die Anforderungen gemäss Abs. 1 und 2 zu erfüllen. Hiermit haben Sie Kenntnis 

davon, dass in übergeordnetem Recht bereits eine Regelung in diesem Sinne besteht.  

 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Ich möchte hier einfach das Votum anbringen, dass man häufig ein Thema nicht für relevant 

betrachtet, bis man selbst betroffen ist. In diesem Sinn würde ich mir wünschen, dass wir das wirklich 

im Kopf behalten. Man kann sich auch solidarisch zu einem Thema bekennen, ohne dass man eine 

Betroffenheit hat und dann plötzlich eine völlig andere Position einnimmt, als man vorher gehabt hat. 

Das verhält sich für mich ähnlich wie eine Regamitgliedschaft, bei der man hofft, dass es einem nicht 

persönlich betrifft. Aber ich mache da mit und bin solidarisch mit Personen, die betroffen werden.  

 

Manuela Lehmann 

Gerne möchte ich zur Bemerkung von Adrian Moos noch etwas sagen: Ich glaube der Antrag der SP 

geht eben genau dahin, dass man auch eine Stellungnahme haben soll, wenn das Bundesrecht nichts 

vorschreibt.  

 

Ivano de Gobbi 

Somit kommen wir zur Bereinigung von §53 Abs. 1: 

Antrag des Stadtrats (gemäss Synopsis, Anpassung 1. Satz) 

Gebäude mit fünf und mehr Wohneinheiten, sowie Bauten und Anlagen mit mehr als 25 Arbeitsplätzen 

sind so zu gestalten, dass sie auch für Menschen mit Behinderungen zugänglich sind. 

 

Antrag der Mitte-Fraktion  

§53 Abs.1 sei wie folgt anzupassen: Neubauten mit fünf und mehr Wohneinheiten sowie neue Bauten 

und Anlagen mit mehr als 25 Arbeitsplätzen sind so zu gestalten, dass sie auch für Menschen mit 

Behinderung zugänglich sind. Bei den Wohneinheiten müssen die Mehrheit der Wohnungen und bei 

den Arbeitsplätzen sämtliche Plätze im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. Im Übrigen 

gelten die kantonalen Bestimmungen. 

 

Adrian Moos 



11/44 

Protokoll 8/2025 der GGR-Sitzung vom 12. Juni 2025 
 

Zur Klärung: Dieser Antrag, der sich auf die Neubauten bezieht, würde weniger weit gehen als das 

kantonale Recht, das ab acht Einheiten eben auch die Erneuerungen beinhaltet. Dann würde an sich 

das kantonale Recht, das übergeordnet ist, ab 8 Einheiten gelten. Sie könnten dann ab fünf bis acht 

Wohneinheiten sagen: Dort gilt es für die Neubauten und dann fällt es wieder in das kantonale Recht. 

Also überlegen Sie sich, ob das so Sinn macht, oder ob man hier nicht einfach als Vorschlag die 

Regelung der Musterbauordnung übernimmt, wie sie auch ursprünglich vom Stadtrat übernommen 

wurde. Dann würde es wohl auch mit dem kantonalen Recht keine Überschneidung geben. 

 

Manuela Leemann 

Als Ergänzung: Das ist genau die Idee, dass dies von fünf bis acht Wohnungen nur für Neubauten 

gelten soll. Und ab neun Wohnungen gilt natürlich das kantonale Recht und Bundesrecht.  

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Wir untersützen den Antrag der Mitte-Fraktion, wenn es darum geht, keinen Paragrafen darin zu 

haben. Es handelt sich aber um den Antrag der Mitte-Fraktion. Der Antrag der SP-Fraktion betrifft nur 

das mit der Sanierung. Der Antrag ist von der Mitte-Fraktion gestellt worden und wir möchten nicht die 

Lorbeeren der anderen ernten. 

 

Antrag des Stadtrats (gemäss Synopsis, Anpassung 1. Satz) 

Bei den Wohneinheiten muss die Mehrheit der Wohnungen und bei den Arbeitsplätzen sämtliche 

Plätze im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. 

 

Antrag der Mitte-Fraktion  

§53 Abs.1 sei wie folgt anzupassen: Neubauten mit fünf und mehr Wohneinheiten sowie neue Bauten 

und Anlagen mit mehr als 25 Arbeitsplätzen sind so zu gestalten, dass sie auch für Menschen mit 

Behinderung zugänglich sind. Bei den Wohneinheiten müssen die Mehrheit der Wohnungen und bei 

den Arbeitsplätzen sämtliche Plätze im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. Im Übrigen 

gelten die kantonalen Bestimmungen. 

 

Abstimmung Nr. 1  

− Für den SR-Antrag stimmen 9 Ratsmitglieder 

− Für den Antrag der Mitte-Fraktion stimmen 25 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 1 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der Mitte-Fraktion mit 25 zu 9 

Stimmen bei 0 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

Antrag des Stadtrats (gemäss Synopsis, Anpassung 1. Satz) 

Bei den Wohneinheiten muss die Mehrheit der Wohnungen und bei den Arbeitsplätzen sämtliche 

Plätze im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. 

Einzelantrag Manuela Leemann 

Sämtliche Wohnungen und Arbeitsplätze müssen im Innern an deren Bedürfnisse anpassbar sein. 

 

Abstimmung Nr. 2  

− Für den SR-Antrag stimmen 21 Ratsmitglieder 

− Für den Einzelantrag von Manuela Leemann stimmen 13 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 



12/44 

Protokoll 8/2025 der GGR-Sitzung vom 12. Juni 2025 
 

Ergebnis Abstimmung Nr. 2 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag von Manuela Leemann mit 21 zu 

13 Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Antrag der SP-Fraktion 

Die SP-Fraktion beantragt folgende Ergänzung: Bei Sanierungen ist eine Stellungnahme einer 

Fachstelle zu hindernisfreiem Bauen einzuholen. 

 

Abstimmung Nr. 3  

− Für den Antrag der SP-Fraktion stimmen 13 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der SP-Fraktion stimmen 21 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 3 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der SP-Fraktion mit 13 zu 21 

Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 53 Abs. 1 somit bereinigt wurde. 

 

Antrag der BPK 

Antrag auf Streichung von § 53 gesamt. 

 

Abstimmung Nr. 4  

− Für den Antrag der BPK stimmen 14 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag BPK stimmen 17 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 2 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 4 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der BPK mit 14 zu 17 Stimmen 

bei 2 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 53 somit in der 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 54 Spiel- und Freiflächen 

Abs. 1 

Antrag ALG / CSP-Fraktion 

Magdalena Carlen 

Wir beantragen den Abs. 1, wie er in der kantonalen Musterbauordnung beschrieben ist, zu belassen. 

Somit würde § 54 Abs. 1 wie folgt lauten: Bei Mehrfamilienhäusern hat die Bauherrschaft kindgerechte 

Spiel- und Freiflächen zu erstellen. Der Stadtrat legt in Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse 

fest, ob Spiel- und Freiflächen oder beides zu erstellen sind. 

 

Begründung: 

Da nicht die Wohneinheiten ausschlaggebend sind, wieviele Kinder in einem Mehrfamilienhaus leben, 

sondern Menschen und deren Anzahl von Kindern, ist die Spiel- oder Freifläche auch nicht davon 

abhängig zu machen. Ich wohne beispielsweise in einem Achtfamilienhaus. In zwei Wohnungen sind 

sechs Kinder und im Rest gar keine. Spiel- oder Freiflächen bei Mehrfamilienhäusern gewinnen 

zudem bei der Verdichtung der Wohnflächen an Bedeutung. Sie fördern die Bewegung, die 

psychische Gesundheit, sowie die soziale Interaktion der Kinder, sowie auch der Nachbarn. Dies 
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wiederum trägt zum Gemeinschaftssinn und der gegenseitigen Hilfe bei. Heute weiss man, dass die 

Bewegung in der Natur viel dazu beiträgt, Stress zu reduzieren, weshalb wir den Paragrafen so 

belassen möchten. 

 

Richard Rüegg, Präsident BPK 

In der BPK wurde dies ebenfalls ausführlich diskutiert, was die richtige Grösse für eine Spiel- bzw. 

Freifläche ist. Man hat von acht bzw. sechs Wohnungen gesprochen. Zudem wurden diverse Anträge 

gestellt, die teilweise knapp abgelehnt wurden. Die Argumentation war, dass ein Mehrfamilienhaus mit 

beispielsweise sechs bzw. acht Wohnungen nur kleine Spielplätze haben und somit den Sinn und 

Zweck nicht erfüllen würden. Gleichzeitig wurde auch das Argument angebracht, dass bei Neubauten 

die Grünflächenziffer eingeführt wurde und somit eine «genügend grosse Grünfläche» bei einem Bau 

vorhanden sein müsste und daraus nicht unbedingt ein Spielplatz entstehen müsste. 

 

Adrian Moos 

Betreffend Antrag der ALG/CSP-Fraktion: Die kantonale Musterbauordnung, die zitiert wurde, sieht 

vor, dass die Bauherrschaft ab acht Wohneinheiten genügend kindgerechte Spiel- und Freiflächen zu 

erstellen hat. Dem Vorschlag des Stadtrats ist eine inhaltlich gleiche Regelung zu entnehmen. Man 

hat dort wahrscheinlich bereits aus der ersten Beratung mit der BPK sprachlich ganz kleine 

Anpassungen gemacht, nämlich: Bei Mehrfamilienhäusern mit acht und mehr Wohneinheiten hat die 

Bauherrschaft hinreichend kindgerechte Spiel- und Freiflächen zu erstellen. 

 

Eventualiterantrag SP-Fraktion 

Esther Ambühl Tarnowski 

Wir möchten einen Eventualiterantrag stellen, d.h. wenn der Antrag der ALG/CSP-Fraktion nicht 

durchkommt, sind wir der Meinung, dass wir weiterhin Mehrfamilienhäuser mit sechs und mehr 

Wohneinheiten in der Bauordnung verankert haben möchten. Das ist bereits heute so, dass wir das so 

drin haben. Und ich weiss nicht, ob wir sagen können, dass es in der Stadt Zug zu viele Spiel- und 

Freiflächen gibt. Daher ist es das Minimum, das wir fordern sollten und bei sechs Wohneinheiten 

handelt es sich ja bereits um ein stattliches Mehrfamilienhaus. Manuela Leemann hat auch erwähnt, 

dass es dann gemischte Gebäude sind. Es geht hier nicht nur um Spielplätze, sondern auch um 

Freiflächen und dass diese Freiflächen Aufenthaltsqualität haben. In direktem Wohnumfeld können 

diese einfach erreicht werden bzw. wenn sich diese direkt vor der Haustüre befinden, können diese 

auch kurzfristig genutzt werden, um sich zu erholen. Erholung ist heute eines der wichtigsten Themen 

in unserer Gesellschaft, burnout usw. lassen grüssen. Gerade für die Kinder ist es sehr wichtig, dass 

sie direkt zugängliche Spiel- und Freiflächen haben. Spiel- und Freiflächen von Kindern werden viel 

mehr genutzt, da gibt es auch statistische Erhebungen. Nur Spielplätze, die sich in direktem 

Wohnumfeld befinden, können ohne elterliche Begleitung erreicht werden. Wenn erst mehrer Strassen 

überquert werden müssen, passiert dies nicht. Es ist deshalb auch wichtig, dass eben diese kurzen 

Zeitfenster genutzt werden können. Kinder, die sich draussen frei bewegen, hängen nicht nur am 

Natel, werden dadurch auch selbständiger und selbstverantwortlicher für ihr Tun. Es sind dann auch 

Lösungen möglich zusammen mit den Nachbarschaftsliegenschaften. Das würde für noch mehr 

Spielraum sorgen, Spielraum im übertragenen und auch wörtlichen Sinne. Deshalb bitte ich Sie: 

Machen Sie die Vorgabe nicht schlechter als wir sie heute schon haben, sondern schauen Sie 

wirklich, dass wir vor der Haustüre unsere Spiel- und Freiflächen haben.  

 

Marilena Amato Mengis 

Ich möchte hier noch eine Lanze brechen und etwas zu den kleinen Spielplätzen sagen, dem 

Argument, dass es dann nur kleine Spielplätze bzw. einen Sandkasten oder dergleichen gibt. Esther 

Ambühl Tarnowski hat das meiste gesagt. Auch diese kleinen Plätze sind wichtig. Aber ich möchte 
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noch etwas anderes sagen: Es geht nicht nur um die Kinder. Unsere Stadt überaltert, das wissen wir, 

wir haben die Zahlen gesehen: In 20 Jahren sind 40 bzw. 50 % der Menschen hier alt. Wir bauen 

Alterswohnungen und alle Argumente, die Manuela Leemann vorher für das hindernisfreie Bauen 

gebracht hat, könnte ich jetzt hier auch bringen. Denken Sie daran, wenn Sie in einem Bau sind, wo 

dann vielleicht noch eine einzige Familie ist und alle anderen sind alt, vielleicht sitze ich dann auch 

gerne unten auf der Bank neben einem Sandkasten und schaue einem Kind zu. Wenn wir aber nur 

noch Überbauungen haben, wo keine Familie mehr wohnen will, selbst wenn wir preisgünstigen Bau 

forcieren, dieser jedoch so gestaltet ist, dass er nicht attraktiv ist für Familien, ziehen noch mehr 

Familien weg, selbst wenn sie es sich leisen könnten. Für eine richtige Durchmischung ist es unsere 

Aufgabe, zu gestalten, was für Quartiere wir wollen. Und da ist es wirklich wichtig, dass solche 

Freiräume im Quartier bleiben. Es ist auch der Ort, wo Nachbarschaften entstehen: Die ersten Leute, 

die ich hier in Zug als junge, zugezogene Mutter kennen gelernt habe, waren genau auf einem völlig 

unattraktiven Spielplatz neben dem Sandkasten. Es ist dort, wo Nachbarschaften entstehen. Wir 

sollten uns den kleinen Luxus leisten. Bleiben wir also bei sechs Wohneinheiten! Ich glaube, alle 

Alterstufen und die Stadt profitieren davon. 

 

Richard Rüegg 

Die BPK ist bei acht Wohneinheiten geblieben, obwohl auch von sechs die Rede war. Zu den 

Freiflächenziffern möchte ich – ordnungshalber – noch anmerken, dass in der BPK der Antrag gestellt 

wurde, dass wir das Wort «Freiflächenziffer» streichen, weil es dies so nicht gibt. Erstaunlicherweise 

wird jetzt dieser Begriff doch wieder mehrmals erwähnt, obwohl es diesen Begriff gar nicht gibt. Zum 

Argument, dass um die Gebäude eine gewisse freie Fläche bestehen müsste, weise ich nochmals 

daraufhin, dass wir eine Grünflächenziffer eingeführt haben. 

 

David Meyer 

Es fiel die Frage, ob wir vielleicht zu viele Spielplätze hätten, und ich erzähle Ihnen gerne eine 

Anekdote aus früheren Kindertagen. Wir haben in Oberwil im Dorf unten gewohnt und wir suchten 

dann krampfhaft andere Kinder auf den vielen, vielen Spielplätzen, die wir eben in Oberwil haben, 

zwischen all diesen Häusern mit all diesen Spielplätzen. Schlussendlich lief es darauf hinaus, dass wir 

beim Schulhaus endeten. Denn da befanden sich sämtliche Kinder. Und die Antwort ist für mich klar: 

Es gibt tatsächlich unter Umständen zuviele Spielplätze, weil Sie sich einfach verlaufen. Und wenn wir 

jetzt hingehen und im Gesetz vorschreiben, dass das so sein muss, wie es eben sein soll, dass 

überall diese Spielplätze sind, dann ist das doch sehr einschränkend. Und nein! Es ist wirklich nicht 

fördernd. Ich habe dann noch eine andere Situation: Es kam vorhin noch auf, das interaktive Leben im 

Quartier würde es fördern. Bei uns im Quartier ist es so. Die Kinder waren am Anfang etwa ein Drittel 

der Wohnungen von diesen rund 50 Wohnungen mit Kindern, die anderen eben nicht. Und das gab 

dann schon eine Interaktion im Quartier, aber leider nicht in dem Tonfall, in dem man es sich 

erwünscht hat. Die Nichtkinderfamilien bzw. älteren Personen haben sich unglaublich genervt, weil 

zwischen den Gebäuden soviel los war, was eben nicht unbedingt förderlich war. Deswegen: Wenn 

wir es in das Gesetz aufnehmen, ist es fix und das ist nicht schlau. Wir müssen die Quartiere 

individuell anschauen. Für die grösseren Grundstücke gibt es Bebauungspläne, für die Kleineren 

Architekten, die auch nicht auf den Kopf gefallen sind. Aber lassen Sie doch denen den Spielraum, 

dass sie die Siedlungen so gestalten können, wie sie eben auch sinnvoll sind. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Ich habe zu beiden Voten eine Rückmeldung: Erst zum Begriff Freiflächenziffer. Dies hat nicht direkt 

mit den Freiflächen zu tun. Dies ist ein formaler Begriff, den wir aus der Bauordnung gestrichen 

haben, weshalb es Sinn macht, diesen zu streichen, da die IVHB neu nicht Freiflächenziffer, sondern 
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eine Grünflächenziffer vor sieht. Dies hat nichts direkt damit zu tun, dass es dringend notwendig ist, 

dass wir Freiflächen haben. 

Zu Ratskollege David Meyer: Ich finde es schade, dass ihr so aufgewachsen seid bzw. deine Kinder. 

Meine Kinder hatten das Glück, dass es zwar eigentlich nur eine Rutschbahn gab. Aber wenn ich 

sehe, wofür man eine Rutschbahn alles nutzen kann, wäre die Kindheit meiner Kinder doch um 

einiges weniger verträglich verlaufen, wenn sie diese Rutschbahn nicht gehabt hätten. Denn dies war 

wirklich das Ziel, sich dort zu treffen. Und es gibt mit einer simplen Rutschbahn unglaublich kreative 

Spiele. Dann sind wir wieder beim Thema Kinderlärm. Wir sind Nachbarschaften, weshalb es auch 

darum geht, dass wir einen Aushandlungsprozess haben, dass wir miteinander kommunizieren, 

miteinander eine Gesellschaft sind und damit eben auch Spielregeln festlegen. Und ich glaube, wenn 

wir dann soweit sind, dass wir draussen – oder auch drinnen – keinen «Muks» mehr mache dürfen, 

müssen Sie einfach niemandem bzw. keinem Kind mehr, den Vorwurf machen, dass sie an «ihren 

Teilen» rumhängen die ganze Zeit. Wir wollen, dass wir uns draussen treffen. Wir wollen, dass sich 

die Kinder bewegen. Es ist auch ein unglaublicher Lernprozess, der in der Bewegung stattfindet. Es 

geht dabei nicht nur um Bewegung, sondern auch um andere Synapsen, die da gebildet werden. 

Daher bitte ich Sie, Sorge zu tragen zu den jetzigen und zukünftigen Frei- und Spielflächen in unseren 

Quartieren bzw. unseren Überbauungen. 

 

Gabriela Fürrer Auf der Mauer 

Mit ist es wichtig in diesem Zusammenhang, ein bisschen diese Fokussierung auf Kleinspielplätze 

aufzuheben. Ich glaube, es ist irreführend, weil wir sagen: Spielplätze oder Freiflächen und in den 

meisten Fällen, bei kleineren Wohneinheiten wird es sich eher um Freiflächen handeln. Die meisten 

von uns erinnern sich aus ihrer eigenen Kindheit, dass erstens mehr Kinder da waren als heute. Und 

zweitens, dass man relativ wild durch die verschiedenen Freiflächen zirkulierte und um die Häuser 

herum. Also Freiflächen sind nicht gleich Grünflächen, die mit einer Grünflächenziffer errechnet 

werden. Freiflächen sind für alle zugänglich. Eine Grünfläche hingegen kann auch einfach einen 

privaten Teil umfassen. Und es braucht bestimmt Freiflächen. Vielleicht noch zu dieser 

Quartierdiskussion in Oberwil. Das hat eigentlich geändert in jenem Quartier, wo auch David Meyer 

wohnt, dass die Kinder bei uns im Quartier, wo viele Freiflächen vorhanden sind, sich dann 

mehrheitlich aufgehalten haben. Ich finde deshalb, die Freiflächen sind eine Möglichkeit für ein Treffen 

für alle. Ich selbst möchte auch Möglichkeiten haben um mein Haus herum, um mit meinen 

NachbarInnen, in Kontakt zu kommen. Und dies betrifft auch – wie es auch Marilena Amato Mengis 

gesagt hat – nicht nur Kinder oder in einem hohen Mass auch Personen, die sich im Quartier 

aufhalten. Spätestens im Pensionsalter gehören wir wieder zu dieser Gruppe. 

 

Magdalena Carlen 

Ich denke, es ist auch unterschiedlich, wo man wohnt. In der Stadt Zug hat es natürlich viel weniger 

Möglichkeiten, wo auch die kleinen Kinder alleine auf einen grossen Spielplatz gehen können. Die 

Mütter sind daher sehr froh, wenn auch ihre vier- bzw. fünfjährigen Kinder draussen umher rennen 

und sie keine Angst haben müssen, dass sie von einem Auto oder ähnlichem überfahren werden. Und 

es ist auch so, dass die Kinder heutzutage wenig wertgeschätzt werden. Wenn Kinderlärm schon 

zuviel ist und Kinder keinen Platz haben, müssen wir uns nicht wundern, wenn auch wir selber immer 

weniger Kinder haben oder bekommen, wenn diese Wertschätzung nicht vorhanden ist und wir auch 

nicht kulant gegenüber den Kindern sein können. 

 

Ivano De Gobbi 

Somit gibt es eine Dreifachabstimmung, da 3 Anträge einander gegenüberstehen: 

Antrag des Stadtrats 
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Bei Mehrfamilienäusern mit acht und mehr Wohneinheiten hat die Bauherrschaft hinreichend 

kindgerechte Spiel- und Freriflächen zu erstellen. 

Antrag der ALG/CSP-Fraktion 

Anpassung § 54 Abs. 1 gemäss Musterbauordnung: Bei Mehrfamilienhäusern hat die Bauherrschaft 

kindgerechte Spiel- und Freiflächen zu erstellen. Der Stadtrat legt in Berücksichtigung der örtlichen 

Verhältnisse fest, ob Spiel- und Freiflächen oder beides zu erstellen sind. 

Antrag der SP-Fraktion 

Dieser entspricht dem Antrag des Stadtrats, jedoch mit der Änderung:  

Anstelle von acht Wohneinheiten steht sechs Wohneinheiten. 

 

Abstimmung Nr. 5 

− Für den Antrag des Stadtrats stimmen 23 Ratsmitglieder 

− Für den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 8 Ratsmitglieder 

− Für den Antrag der SP-Fraktion stimmen 3 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 2 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 5 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag des Stadtrats mit 23 Stimmen 

(absolutes Mehr) angenommen hat. 

 

Ivano De Gobbi 

Alle Gemeinderatsmitglieder haben eine E-Mail von der Stadtkanzlei betreffend Fragen zu 

BademeisterInnen erhalten. Es ist ein bisschen wenig Kontext dabei. Aber wer mehr Informationen 

möchte, melde sich bitte bei Philip C. Brunner, GPK-Präsident. 

 

§ 54 Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 3 – Keine Wortmeldungen 

 

Abs. 4 

Antrag SVP-Fraktion 

Roman Küng 

Wir beantragen bei §54 die Streichung der Absätze 4 und 5. Wir halten es nicht für richtig, dass hier 

eine Art Strafsteuer erhoben werden soll. Dies nur weil es die Gegebenheiten nicht zulassen, einen 

Spielplatz zu errichten. Stellen Sie sich vor, Frau und Herr X bauen im Stadtzentrum, wo es die 

Gegebenheiten eben nicht zulassen, einen Spielplatz zu bauen, ein Mietshaus mit 20 Wohnungen à 

100m2. Dann würde also eine Straf- bzw. Ablasszahlung – wie ich es nenne – 20 Mal CHF 5'000.00 

fällig, im Total CHF 100'000.00. Was glauben Sie nun, wer diese CHF 100'000.00 bezahlen muss? 

Frau und Herr X bestimmt nicht, denn diese werden diese Kosten abwälzen. Bezahlen es also 

vielleicht die acht Mieter der um 40% preisgünstigeren Wohnungen? Nein, diese bezahlen dies auch 

nicht, denn ihre Mieten berechnen sich nach dem Schlüssel des preisgünstigen Wohnungsbaus. Es 

werden also diese Mieter, welche keine vergünstigte Wohnung haben, die Zeche begleichen. Mieter 

des Mittelstandes werden diese Strafsteuer schlussendlich mit höheren Mieten bezahlen. Wir 

sprechen auch hier immer davon, den Mittelstand entlasten zu wollen und planen hier genau das 

Gegenteil. Das können Sie doch nicht wirklich wollen. Herzlichen Dank, dass Sie unseren Antrag 

unterstützen. 

 

Esther Ambühl Tarnwoski 
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Wenn wir nun die Absätze 4 und 5 streichen, würde dies also im Umkehrschluss bedeuten, man muss 

die Spiel- und Freiflächen zwangsläufig erstellen und gar keine Ersatzabgabe machen. Ja dann 

müssen wir uns fast überlegen, ob wir dies unterstützen sollen. Wir werden es uns noch überlegen. 

 

Roman Küng 

Vielleicht fragen wir noch den «gewieften» Juristen, aber in Abs. 1 heisst es: Der Stadtrat legt fest, 

wie, wo in welcher Form diese Freiflächen gemacht werden müssen. Also wenn es die Gegebenheiten 

eben nicht zulassen, dann geht’s halt eben nicht. 

 

Adrian Moos 

Die Streichung von Abs. 4 und 5 würde in der Tat diese Ersatzmöglichkeit eliminieren. Es heisst aber 

im Grundsatz: Verunmöglichen die örtlichen Verhältnisse dies, also das heisst, es ist nicht eine 

Freiwilligkeit, in dem Sinne, dass man sagt: «Ich mache dies nicht und bezahle dann.» Sondern es ist 

wirklich so, wenn jemand eine Parzelle mit einer gewissen Grösse kauft und die Örtlichkeit zwar eine 

hohe Dichte zulässt, aber eben dies für diese Freiflächen nicht funktioniert, dann wäre es eine 

Möglichkeit, so zu bauen. Es stellt sich dann die Frage, ob der Stadtrat ohne diese Abgabe einfach 

eine Ausnahmebewilligung gibt im Sinne von: «Bauherr, du hast ein zu kleines Grundstück gekauft. 

Möchtest du hier das entsprechend bauen? Wir lassen dir das so durchgehen, du musst diese 

Spielplätze nicht bauen.» Der Stadtrat hat wahrscheinlich im Rahmen der Ausnahmebewilligung ein 

etwas anderes Ermessen, wenn er auch sagen kann: «Gut es gibt ein entsprechender Ersatz dafür.» 

Ich verweise aber noch auf Abs. 3: Dort ist ja an sich die Ausnahme teilweise geregelt. In Kernzonen 

und kantonalen Verdichtungsgebieten können – im Interesse der Verdichtung – Ausnahmen getätigt 

werden. Bei solchen Örtlichkeiten sind es sehr oft dann auch Bebauungspläne usw., welche zur 

Anwendung gelangen. Das ist nicht der Einzelfall. Wenn ich wirklich sage: «Ich baue ein 

Mehrfamilienhaus ohne weitere Auflagen.» Dann wird es so sein, dass der Stadtrat im Grundsatz 

sagen muss: «Und du baust diese Spielplätze! Schau, wie du das auf dein Grundstück bringst!» 

 

Magdalen Carlen 

Ich wollte nur darauf hinweisen, dass dann jene, die bauen und uns dann Frei- bzw. Grünflächen zur 

Verfügung stellen, auch quasi darauf zahlen und die Mieter dann mehr bezahlen müssen. Und so 

würde das eigentlich gerecht aufgeteilt und dafür würden die öffentlichen Spielplätze gefördert. 

 

Antrag SVP-Fraktion 

Streichung von Abs. 4. 

Abstimmung Nr. 6 

− Für den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 10 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 22 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 6 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag des SVP-Fraktion mit 10 zu 22 

Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt hat.  

 

§ 54 Abs. 4 

Antrag SVP-Fraktion 

Roman Küng 

Ich hatte nicht wirklich erwartet, dass unser Antrag durchkommt. Deswegen haben wir einen zweiten 

Antrag parat, der den Abs. 4 betrifft, der neu folgendermassen lauten soll: Verunmöglichen die 
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örtlichen Verhältnisse die Erstellung der erforderlichen Spiel- und Freiflächen, hat die Bauherrschaft 

eine Ersatzabgabe von CHF 1'000.00 pro 100m2 zu entrichten (anstelle von CHF 5'000.00). 

 

David Meyer 

Ich möchte das schon nochmals aufgreifen: Erstens muss man diese Plätze bauen und zweitens, 

wenn es nicht geht, dann geht es halt eben nicht. So! Und jetzt haben wir in dieser Stadt ein Problem, 

d.h. wir haben zu teure und zu wenige günstige Wohnungen und wir haben kein Problem mit der 

städtischen Finanzierung. Was wir jetzt machen, ist Folgendes: Wenn wir bei diesen CHF 5'000.00 

bleiben und das ist korrekt gesehen, dann schlägt dies jeder Vernünftige auf die Wohnungspreise. 

Und was eben passiert ist, wenn wir diese jetzt hoch halten, reissen wir die Wohnungspreise hoch und 

wir haben kein Problem in der städtischen Kasse, um die Spielplätze zu finanzieren. Denn unsere 

städtische Kasse ist bekanntlich am Überquellen. Also, was wir jetzt machen, ist genau das 

Gegenläufige von dem, was wir eigentlich sonst wollen. Deswegen, wenn wir dies schon drin behalten 

wollen – wie vorhin bereits abgestimmt – dann bitte jetzt so reduziert, dass die Wohnungen deswegen 

nicht in das Sinnlose steigen. 

 

Patrick Steinle 

Es geht ja doch auch ein bisschen um die Gleichbehandlung der Eigentümer, die da bauen. Und wenn 

sich jetzt jemand wirklich Mühe gibt, auf einer schwierigen Parzelle, noch irgendwo diese Spiel- und 

Freiflächen einzuräumen – immerhin für grössere Mehrfamilienhäuser – ein anderer sich jedoch kein 

Mühe gibt, ist es doch ein Anliegen, dass der nicht noch dafür belohnt wird. Deshalb denken wir: In 

der Gesamtsumme eines Bauvorhabens sind diese CHF 5'000.00 pro 100 m2 Wohnfläche ist schon 

verkraftbar. Es geht auch um die Gleichbehandlung eben dieser Bauherren.  

 

Roman Küng 

Das ist eben genau der Unterschied unserer Denkweisen. CHF 1'000.00 pro 100 m2 ist keine 

Belohnung, sondern ein anständiger, grosser Betrag, der entrichtet werden musst. Und 

selbstverständlich wird dies – wie David Meyer auch sagte – dann auf die Mieten umgewälzt. Gut, 

wenn Sie das wollen. 

 

Antrag der SVP-Fraktion 

Die Ersatzabgabe soll von CHF 5'000.00/100 m2 auf CHF 1'000.00/100 m2 gesenkt werden. 

Abstimmung Nr. 7 

− Für den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 21 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 11 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 7 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der SVP-Fraktion mit 21 zu 11 

Stimmen bei 0 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

§ 54 Abs. 5 

Der Antrag der SVP-Fraktion auf Streichung von Abs. 5 ist somit hinfällig. 

Keine weiteren Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 54 somit in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 55 Quartierfreiräume 

Abs. 1 
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Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 (neu; vom Stadtrat von der BPK übernommen.) 

Keine Wortmeldungen 

Abs. 3 (vormals Abs. 2) 

Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 55 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 56 Aussichtsschutz 

Abs. 1 

Keine Wortmeldungen 

 

BPK_2941.1_Synopsis Bauordnung_1.Lesung_Anhang 1_aktualisiert, S. 33 ff. 

 

Aussichtsschutz Guggi 

Keine Wortmeldungen 

Aussichstschutz Rötelberg 

Keine Wortmeldungen 

Aussichstsschutz Punkt 574.9 

Daniel Blank ist im Ausstand. 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschtz Waldheimstrasse – Friedhof St. Michael 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Artherstrasse 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Landsgemeindeplatz 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Postplatz 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Alpenstrasse - Rigiplatz 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Baarerstrasse - Rigi 

Keine Wortmeldungen 

Aussichtsschutz Schutzengel 

Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass §56 und Anhang 1 somit in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 57 Lärmschutz 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass §57 somit in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 58 Grünflächen und Strassenraum 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 3 – Keine Wortmeldungen 
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Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass §58 und somit in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 59 Ökologische Ausgestaltung 

Abs. 1 

Antrag ALG/CSP-Fraktion 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Wir haben zu jedem Absatz einen Änderungsvorschlag. Grundsätzlich möchten wir, dass der Paragraf 

wieder mehr an die kantonale Musterbauordnung herangeführt wird und dazu die einzelnen Artikel 

umformuliert werden. 

 

Begründung: 

Die kantonale Musterbauordnung nennt bei den Bauvorschriften unter ökologische Ausgestaltung als 

erstes den Punkt Klimaschutz und der Klimaanpassung. Damit übernimmt der Kanton die aktuellen 

Empfehlungen des schweizerischen Vereins für Raumplanung in Bezug auf die Entwicklung der 

Schweizer Städte in den nächsten Jahren bzw. Jahrzehnten. Auch die aktuelle Nutzungsplanung der 

Stadt Zug nannte Klimaschutz und Klimaanpassung anfänglich in verschiedenen Artikeln zu diesem 

Paragrafen beim Namen, strich diese Stichworte dann aber aus dem Paragrafentext. Dass die 

fortschrittsorientierte Goldlabel Energie Stadt Zug, welche Forschung und Entwicklung mit offenen 

Armen begrüsst, in einer Ortsplanung, welche die Entwicklungen der nächsten 15 Jahre 

prognostizieren soll, die Wörter Klimaschutz, Klimaanpassung und Klimaerwärmung nicht nennen will, 

empfinde ich als unwissenschaftlich und gegenüber Dritten schlecht zu rechtfertigen. Deshalb möchte 

ich dafür plädieren, den Paragrafen wieder näher an die kantonale Musterbauordnung heranzuführen. 

 

Eliane Birchmeier 

Ich möchte kurz erläutern, weshalb wir diese Anpassung gemacht haben, nämlich dass wir nicht von 

Klimaschutz und Klimaanpassung sprechen, sondern Ökologie und dem Stadtklima. In der Sache ist 

genau das Gleiche gemeint, da gibt es keinen Unterschied. Aber wir waren der Ansicht, das Thema 

Klimaschutz bzw. Klimaanpassung bewegt sich auf einer sehr hohen globalen Ebene, wo wir 

unbestritten betroffen sind. Aber es handelt sich um eine Bauordnung für unsere Stadt und wir wollten 

das runterbrechen bzw. pragmatisch machen und deshalb sprechen wir vom Stadtklima – es geht um 

unsere Stadt und die klimatischen Verhältnisse hier –und von der Ökologie. Das ist der Grund. 

 

Antrag ALG/CSP-Fraktion 

Änderung Abs. 1: Dem Stadtklima und der Klimaanpassung ist im gesamten Planungs- und 

Bauwesen auf allen Ebenen angemessen Rechnung zu tragen. 

 

Abstimmung Nr. 8  

− Für den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 9 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 22 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 8 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der ALG/CSP-Fraktion mit 9 zu 22 

Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt hat.  

 

Ivano De Gobbi 

Bevor wir weiterfahren mit Abs. 2 eine Präzisierung, welche wir mit dem GPK-Präsidenten und der 

Stadträtin Eliane Birchmeier gemacht haben. Ursprünglich hat der Stadtrat diesen neuen Abs. 2 nicht 
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übernommen. Der Stadtrat übernimmt nun aber diesen Abs. 2(neu). Es ist so, dass dieser Abs. 2(neu) 

nicht den alten Abs. 2 ersetzt, sondern es handelt sich um eine zusätzliche Ergänzung von § 59. 

Auf die 2. Lesung wird die Nummerierung bereinigt. 

 

Abs. 2(neu) 

Ivano De Gobbi 

Die ALG/CSP-Fraktion beantragt wie die BPK, die Aufnahme des Abs. 2(neu), der Stadtrat hat dem 

zugestimmt. Es liegt kein anders lautender Antrag vor, weshalb Abs. 2(neu) gemäss Synopsis 

Bestandteil von §59 ist. 

 

Abs. 2 

ALG/CSP-Fraktion 

Änderung Abs. 2: Bei öffentlich zugänglichen Bauten und Anlagen, bei Bauten und Anlagen mit mehr 

als 50 Arbeitsplätzen sowie bei Mehrfamilienhäusern mit fünf und mehr Wohneinheiten, die neu 

erstellt werden, kann der Stadtrat im Interesse des Stadtklimas und der Ökologie Klimaschutzes und 

der Klimaanpassung Auflagen zur Setzung, Bepflanzung, Bodenbeschaffenheit, Besonnung und 

Beschattung von Bauten und Anlagen machen. (entspricht Artikel 3 BPK mit Änderungen) 

 

Abstimmung Nr. 9 

− Für den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 10 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 22 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 9 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der ALG/CSP-Fraktion mit 10 zu 

22 Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Abs. 3 

Bereinigung ALG/CSP-Fraktion 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Es müsste in Fällen von Abs. 3 heissen, ist also eine Bereinigung (kein Antrag). 

 

Abs. 4 

Keine Änderung beantragt. 

 

Abs. 5 

Antrag FDP-Fraktion 

Roman Burkard 

Es ist keine substanzielle Änderung, trägt jedoch zur Vereinfachung bei: § 59 Abs. 5 soll gestrichen 

werden. Verstehen Sie mich nicht falsch, wir haben nichts gegen Kleintiere. Aber diesen Absatz 

braucht es jetzt wirklich nicht in einer Bauordnung. Ich höre oft, dass wir schlanke Bewilligungs-

verfahren brauchen und weniger Bürokratie. Dass die Durchlässe vorgesehen sind, müsste von den 

Planenden oder den Ausführenden nachgewiesen und von der Bewilligungsbehörde kontrolliert 

werden. Das Resultat: Aufwendigere Verfahren und mehr Bürokratie. Die Thematik «Durchlässe für 

Kleintiere» kann problemlos mit einem Merkblatt, als Beilage zur Baubewilligung, abgehandelt 

werden. 

 

Richard Rüegg 



22/44 

Protokoll 8/2025 der GGR-Sitzung vom 12. Juni 2025 
 

Dieser Abs. 5 wurde in der BPK ebenfalls besprochen. Wie Roman Burkard bereits erwähnt hat, geht 

es hier um den Schutz von Kleintieren (Igel usw.), dass die Durchlässigkeit gewährleistet wird. Die 

Frage in der BPK war, ob es diesbezüglich ein Kontrollorgan gibt, das dies auch kontrollieren würde. 

Dies wurde uns seitens Verwaltung zugesichert: Vom Kanton wird dies kontrolliert. Deshalb erachtet 

es die BPK als sinnvoll, dass Absatz 5 bestehen bleibt. Denn wenn man es nur mit einem Merkblatt 

macht, weiss ich dann nicht, was der Kanton für eine Handhabung hat, wenn er kontrollieren und dies 

nicht antreffen würde. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Wir plädieren ebenfalls für die Beibehaltung dieses Absatzes. Es ist nur eine kleine Massnahme, die 

eine gewisse Beachtung braucht. Merkblätter hingegen gelangen auf einen Stapel und werden nicht 

angeschaut. Es geht einfach darum, dass beispielsweise der Zaun nicht bis ganz unten festgemacht 

wird und nicht verankert wird, dass eben Igel oder dergleichen hindurch schlüpfen können. Es sind 

keine grossen Massnahmen. Für diese Tiere sind sie aber sehr wichtig, damit die Vernetzung 

überhaupt möglich ist. Und wenn wir das nicht in der Bauordnung haben, gibt es keine Handhabung, 

um dies einzufordern, wenn die Leute nicht selbst auf die Idee kommen, dies so umzusetzen. Wir 

verlieren nicht viel, aber die Natur gewinnt sehr viel. 

 

Roman Küng 

Für mich sieht das so nach «Fachstelle Durchlass Kleintiere» aus und ich würde entsprechend beliebt 

machen, den Antrag der FDP-Fraktion zu unterstützen. 

 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Ich empfinde einen Satz mit sieben Wörtern in einer Bauordnung nicht als soviel umfangreicher, als 

ein zusätzlich beigefügtes Merkblatt, wenn es um die Verschlankung geht. 

 

Abstimmung Nr. 10 

− Für den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 16 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 16 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 10 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der FDP-Fraktion mit 

Stichentscheid des Ratspräsidenten abgelehnt hat.  

 

Daniel Blank 

Ich stelle einen Rückkommensantrag zu § 58. Ich war da noch beim Sichtfenster an der Baarerstrasse 

und habe vergebens die Rigi gesucht. Und dann ist Ivano De Gobbi wirklich schon «durchgebrettert». 

 

Abstimmung Nr. 11 

− Für den Rückkommensantrag zu § 58 stimmen 31 Ratsmitglieder 

− Gegen den Rückkommensantrag zu § 58 stimmen 0 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 11 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Rückkommensantrag mit 31 Stimmen 

bei 1 Enthaltung zugestimmt hat.  

 

Antrag FDP-Fraktion 



23/44 

Protokoll 8/2025 der GGR-Sitzung vom 12. Juni 2025 
 

Daniel Blank 

Besten Dank für die Nachsicht. Bei § 58 Abs.1 soll die Aufbauhöhe von 1 m auf 60 cm reduziert 

werden. Die Situation ist diese: Angenommen wir haben ein Gebäude mit grossen Grenzabstände 

und dann hat es einen Keller oder eine Garage. Und die Garage geht jetzt über dieses Gebäude 

hinaus, und dann gibt es auf dieser Unterniveaubaute eine Wiese bzw. eine Überdeckung. Dann stellt 

sich die Frage: Wieviel Überdeckung braucht es, damit es als Grünfläche für diese Ziffer gilt. Gemäss 

Antrag des Stadtrats braucht es 1 m Erdreich, damit es zur Grünfläche gezählt werden kann und wir 

denken, dass 60 cm wirklich ausreichen. Für eine normale Wiese reichen 30 cm, mit 60 cm kann man 

dann schon wirklich eine ordentliche Bepflanzung machen. Wenn wir erhöhen bzw. so ein hohes 

Mass (1 m) nehmen – wie es der Stadtrat vorschlägt – dann führt das dazu, dass wir das 

Untergeschoss entsprechend tiefer eingraben müssen. Dies ist einerseits vom Aufwand und von der 

Ökologie her auch nicht sinnvoll, wenn wir immer tiefer gehen, beispielsweise aufgrund des 

Grundwassers etc. Zudem ist im unteren Niveau vielfach die Garage angeordnet. Wir wollen ja die 

Parkplätze unter den Boden bringen und da verlängert diese tiefe Garage auch jeweils diese Rampen 

bzw. Einfahrten und macht alles viel aufwändiger. Der Gewinn dabei ist nicht sehr gross. Ich erinnere 

dabei an die letzte Tagessitzung: Da war die Diskussion und wurde auch von Esther Ambühl 

Tarnowski vorgebracht: Bei der Grünflächenziffer muss man bloss 50 cm Überdeckung machen. Also 

es ist schon viel dieser Meter. 

 

Abstimmung Nr. 12 

− Für den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 24 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag FDP-Fraktion stimmen 6 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 2 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 12 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der FDP-Fraktion mit 24 zu 6 

Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

§59  

Antrag ALG/CSP-Fraktion 

Aufnahme eines neuen Absatzes: Um den Folgen der Klimaerwärmung erfolgreich entgegenzuwirken, 

kann der Stadtrat im Interesse des Klimaschutzes Auflagen zur Deckung des öffentlichen Energie-

bedarfs machen.  

 

Abstimmung Nr. 13 

− Für den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 10 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 23 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 13 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der ALG/CSP-Fraktion mit 10 zu 

23 Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Antrag SP-Fraktion 

Esther Ambühl Tarnowski 

Wir haben noch zwei Ergänzungsabsätze.  

Erstens: Neuer Absatz X 

Schotterflächen ohne ökologischen Nutzen sind nicht erlaubt, ausser für den Fassadenschutz. 
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Begründung: 

Schotterflächen haben in der Regel keinen ökologischen Nutzuen und bewiken ein Aufheizen der 

Umgebung. Sie sind somit einer klimaverträglichen Siedlungsentwicklung abträglich. Die 

klimaverträgliche Siedlungsentwicklung steht in den Grundlagen und dass wir das wollen. Somit 

müssen wir auch die Rahmenbedingungen dafür schaffen. Viele Städte und Gemeinden haben dies 

bereits heute in der Bauordnung festgehalten und ich hoffe ja fest, dass dies in weiterer Zukunft eine 

Selbstverständlichkeit ist, dass man das nicht mehr macht. Aber bis dahin brauchen wir noch eine 

Vorgabe, damit man dies auch wirklich einfordern kann, dass die Bauherrschaften da etwas kreativer 

sind. Wir haben eben keine überschüssigen Bodenflächen, die wir so verschwenden können. 

 

Zweitens: Neuer Absatz XX 

Aussen und Freiräume sind so zu gestalten, dass sie Oberflächenwasser versickern oder retendieren 

können. Die Bodenversiegelung ist auf das technisch Notwendige zu beschränken. 

 

Begründung: 

Der Oberflächenabfluss ist heute die häufigste Schadensursache im Zusammenhang mit Wasser. Sie 

können dabei bei den Versicherern (Mobiliar etc.) nachfragen. Daher ist es wichtig, dass wir möglichst 

viel von dem Oberflächenwasser vor Ort versickern oder retendieren. Versickerung ist somit die erste 

und effektivste Massnahme vor Ort, um den Oberflächenabfluss einzudämmen. Wird dies schon bei 

der Planung adäquat angegangen, sind spätere teure Massnahmenplanungen, wie sie heute z.B. bei 

einer generellen Entwässerungsplanung (GEP) gemacht werden müssen, hinfällig. Zudem trägt die 

Versickerung vor Ort zu einem klimaverträglichen Umfeld bei, das Wasser wird langsam wieder 

verdunstet. Vielen Dank für die Unterstützung unserer beiden Anträge! 

 

Antrag 1: Zu Schotterflächen 

David Meyer 

Die Sache mit den Schotterflächen ist in der Tat ein wichtiger Teil, den wir beachten müssen und zwar 

nicht wegen der Schotterflächen als solches, sondern weil der Grundwasserschutz hier ein grosses 

Thema ist. Eine Schotterfläche, die alleine so da liegt, ist ein freies Eingangstor in den 

Grundwasserleiter bzw. in unser Grundwasser. Es hat keine Wurzeln drin bzw. keine Feinanteile drin, 

die das Wasser eben aufhalten würden und das kann man noch im glücklichen Fall, wenn alles noch 

einigermassen verhebt als unproblematisch betrachten. Aber wir haben eben nicht nur glückliche 

Fälle. Wir haben eben auch Dinge wie Brandprobleme oder solche Schotterflächen laden natürlich 

auch die Abwarte ein, das Grünzeug, das halt irgendwann doch auch spriesst, chemisch zu 

eliminieren. Deswegen ist es diesbezüglich recht wichtig, dass wir diese Schotterflächen im 

innterstädtischen Bereich auch wieder wegnehmen. Deshalb macht dieser Ansatz schon Sinn. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Als Nichtjuristin bin ich immer sehr froh, wenn ich noch einen guten resp. wichtigen Input bekomme. 

Natürlich möchte ich nicht verhindern, dass jemand einen Schotterparkplatz anstelle eines 

versiegelten Parkplatzes macht. Also wenn er dort den Bereich einkiest, dass das nicht in Frage 

gestellt ist. Es geht hier wirklich um die Schotterflächen für die Umgebungsgestaltung. Deshalb würde 

ich diesbezüglich eine Präzisierung des Abs. X anbringen, damit wir nicht darüber streiten müssen, ob 

Parkplätze eingekiest werden dürfen. 

Präzisierung Abs. X: Schotterflächen für Umgebungsgestaltungen ohne ökologischen Nutzen ist nicht 

erlaubt, ausser für den Fassadenschutz. 

 

Antrag SP-Fraktion 
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Aufnahme neuer Abs. X: Schotterflächen für Umgebungsgestaltungen ohne ökologischen Nutzen ist 

nicht erlaubt, ausser für den Fassadenschutz. 

 

Abstimmung Nr. 14 

− Für Antrag SP-Fraktion auf Aufnahme des neuen Absaztes stimmen 21 Ratsmitglieder 

− Gegen Antrag SP-Fraktion stimmen 11 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 14 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der SP-Fraktion mit 21 zu 11 

Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt hat.  

 

Antrag SP-Fraktion 

Aufnahme neuer Absatz XX: Aussen- und Freiräume sind so zu gestalten, dass sie 

Oberflächenwasser versickern oder retendieren können. Die Bodenversiegelung ist auf das technisch 

Notwendige zu beschränken. 

 

Mathias Wetzel 

1:1 ist diese Bestimmung bereits im eidgenössischen Gewässerschutzgesetz geregelt. Also alles 

Wasser, das auf einem Grundstück anfällt, muss vor Ort retendiert und abgeleitet werden. Das wäre 

also «doppelt gemoppelt», insofern benötigen wir diese Bestimmung im Sinne einer schlanken 

Bauordnung nicht. Insofern: Alles geregelt, kein Bedarf! 

 

David Meyer 

In der Tat ist es so, dass bei der GEP-Planung jede Parzelle bzw. jedes Gebiet in der Stadt bereits 

definiert ist, somit was geht und was gemacht werden muss. Es gibt je nach Jahrgang ein dickes oder 

weniger dickes Vorschriftsbuch, das dies alles regelt. Es wird auch bei der Baueingabe amtlich 

geprüft, ob das alles dem entspricht. Das ganze GEP hat einen fetten Stempel von der Gemeinde 

bzw. vom Kanton darauf, dass das eingehalten werden muss. Insofern muss ich auch sagen: Das ist 

bereits sehr detailliert geregelt und wäre in einem Satz hier fast «zu lasch» gehalten. Denn es gibt 

technisch noch ein paar Hintergründe. Ich bringe einen kleinen, nämlich die Lorzenallmend: Da ist der 

Grundwasserpegel so hoch unter der Oberfläche, dass man dies eben gar nicht versickern kann, d.h. 

obwohl es drin steht, kann man es gar nicht. Da gibt es einen Klinch, weil es technisch nicht möglich 

ist. Deswegen würde ich auch darauf plädieren: Lassen wir das in den GEP-Bestimmungen! Die 

gelten sowieso. Und lassen wir in diesem Fall unsere Bauordnung in Ruhe und lassen diesen Satz 

weg! 

 

Antrag SP-Fraktion 

Aufnahme neuer Absatz XX: Aussen- und Freiräume sind so zu gestalten, dass sie 

Oberflächenwasser versickern oder retendieren können. Die Bodenversiegelung ist auf das technisch 

Notwendige zu beschränken. 

 

Abstimmung Nr. 15 

− Für den Antrag der SP-Fraktion stimmen 9 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der SP-Fraktion stimmen 23 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 15 
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Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der SP-Fraktion mit 9 zu 23 

Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt hat.  

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 59 somit in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

 

§ 60 Dächer und Fassaden 

Abs. 1 

Antrag SVP-Fraktion 

René Gretener 

Wir stellen einen Antrag auf Kürzung von § 60 Abs. 1: 

Flachdächer sind mindestens extensiv zu begrünen, soweit sie nicht als begehbare Terrassenfläche 

genutzt werden. Bei Solaranlagen entfällt die Begrünungspflicht. 

 

Begründung: 

Zu kompliziert und unpraktisch. Wie viele Dächer gibt es zwischen 1 und 15 Grad? Sicher nicht viele! 

Wer vermisst das? Muss die HausbesitzerIn einen Geometer aufbieten, um herauszufinden, ob es 15 

oder 16 Grad sind? Entweder ist das Dach flach oder nicht flach – das ist nachvollziehbar bei den 

Betroffenen. Und eine PV-Pannels, die von Unkraut umgeben sind, stellen im Sommer eine latente 

Brandgefahr dar. Ich habe extrag nachgefragt und die Feuerwehr hat keine Freude daran. Zudem: Die 

Pflege der Begrünung ergibt einen grossen Aufwand. Wir sind doch froh über alle, die eine PV-Anlage 

auf das Dach montieren. Also stellen wir ihnen nicht noch unnötige Hürden in den Weg! Machen sie 

den Weg frei für eine einfache und nachvollziehbare Regelung, die von den Betroffenen verstanden 

wird, und stimmen Sie für unseren Simplifizierungsantrag! Besten Dank! 

 

Daniel Marti 

Gerne möchten wir zum Antrag der SVP zur Streichung der Begrünungspflicht bei Solaranlagen 

äussern. Vorerst meine Interessensbindung: Ich besitze ein Ingenieurbüro für Energieeffizienz, das 

unter anderem auch Energiekonzerne mit Solaranlagen, spezifisch Photovoltaik-Anlagen, plant. Eines 

unserer Projekte gewann im Jahr 2015 einen Solarpreis, den wir von Altbundesrat Ogi persönlich 

entgegennehmen durften. Und vorher von 1991 bis 2006 war ich Mitbesitzer einer der damals 

grössten Schweizerfirma im Solarbereich. Ich bin also sozusagen vorbelastet und nicht ganz neutral 

bei der Photovoltaik. 

Nun zur Begrünungspflicht bei Solaranlagen: Die SVP irrt sich leider, wenn sie sagt, dass es kaum 

Dächer gäbe mit einer Neigung zwischen 1 und 14 Grad. Denn Flachdächer haben i.d.R. eine 

Neigung von 2 bis 3 Grad, um eine ordnungsgemässe Entwässerung zu gewährleisten. D.h. von der 

Begrünungspflicht wären sämtliche Flachdächer mit Solaranlagen betroffen. Sicher eine 

Dachbegrünung hat viele Vorteile, wie eine bessere Wasserretention zur Entlastung der Kanalisation, 

den Kühlungseffekt im Sommer und den Schutz der Dachabdichtung. In Kombination mit 

Photovoltaikanlagen ergeben sich aber einige Herausforderunge. Also die Pflicht generell für eine 

Dachbegrünung auf Flachdächern macht meiner Meinung nach Sinn, aber in Kombination mit 

Photovoltaikanlagen sehe ich Probleme.  

1. Die Investitionskosten steigen um ungefähr 20-30 %, denn ich brauche einen spezialisierte 

Firma, die mein Dach mit einem speziellen Niederwuchssubstrat bepflanzt. Ich brauche auch 

eine spezielle hohe Aufständerung für die Module, die teuer und schwer ist und die durch das 

Zusatzgewicht und die viel höhere Windlast zu höheren, statischen Anforderungen führt. Es 

wird also bei den Investitionen wesentlich teurer. 

2. Die Wartungskosten vervielfachen sich. Eine PV-Anlage ist praktisch wartungsfrei. Wenn 

diese Gebaut ist, muss ich nicht jedes Jahr auf das Dach. Die Dachbegrünung hingegen 
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braucht ein- bis zweimal jährlich eine gezielte und ausführliche Pflege um unkontrollierte 

Vegetationsentwicklungen zu verhindern. Denn wenn das dort wild wächst, dann werden die 

Module verschattet und wenn sie verschattet werden, sinkt der Ertrag beträchtlich. Und das 

wollen wir nicht. Beispielsweise bei einer 100 m2 PV-Anlage hätte ich dann auf einmal 

Wartungskosten von über CHF 1'000.00 anstatt nur beispielsweise CHF 200.00, also fünfmal 

höher laufende Kosten. D.h. die Investitionen sind teurer, die Betriebskosten sind teurer. 

3. Der Solarertrag meines Daches sinkt mit der Dachbegrünung. Wieso sinkt er? Um die 

Verschattung durch die Vegetation zu vermeiden, muss ich genügend Platz zwischen den 

Solarmodulen für die zweimal jährliche Pflege für die Dachbegrünung lassen und einen 

grossen Abstand gewährleisten. So dass der Jahresertrag nur mit der Begrünung um ca. 20 – 

30 % kleiner wird. 

 

Zusammenfassend kann man also sagen: Mit der Begrünungspflicht in der Stadt Zug würden nun 

künftig die PV-Anlagen auf Flachdächern bis zu 30 % teurer bei den Investitionen, ca. fünfmal teurer 

bei den Betriebskosten und produzieren dann zum Dank auch noch 30 % weniger Solarstrom. Das 

tönt für mich eigentlich als eine gute Idee, um den Zugang zu PV-Anlagen zu berhindern, anstatt zu 

beschleunigen. Damit eine solche Anlage wirtschaftlich betrieben werden kann, müssen die 

Fördergelder in der Stadt Zug aber dann gewaltig erhöht werden. Nicht ohne Grund offeriert die 

Gemeinde Baar signifikante Fördergelder, wenn ein Solardach begrünt wird, sieht aber natürlich von 

einer Pflicht ab. Hurra!, kann man jetzt sagen, endlich wissen wir, was mir mit dem Überschuss der 

Jahresrechnung machen. Wir bauen eine unsinnige und teure Forderung in die Bauordnung ein und 

kompensieren dann den angerichteten Schaden mit einem grosszügigen Förderprogramm. Endlich – 

mit den Worten von Heinz Tännler – bringen wir das Geld zum Tempel raus! 

Noch einmal zusammenfassend: Dachbegrünungen auf Flachdächern machen durchaus Sinn. Darum 

gibt es ja auch eine Pflicht zur Dachbegrünung auf Flachdächern allgemein. Dachbegrünungen bei 

Solardächern können im Einzelfall auch Sinn machen. Aber Dachbegrünungen bei allen Flachdächern 

mit Solaranlagen immer vorzuschreiben, schiesst einfach weit über das Ziel hinaus und ist 

schlussendlich kontraproduktiv. Nicht alles, was technisch möglich ist, macht auch in allen Fällen Sinn. 

Ausser natürlich, es ist das Ziel, den Solarausbau zu bremsen. Ich bitte Sie also, alle, die glauben, 

man sollte der Photovoltaik in der Stadt Zug die bestmögliche Chance geben, den vorliegenden 

Antrag der SVP zu unterstützen und auf eine Begrünungspflicht bei Solaranlagen zu verzichten. 

Besten Dank für Ihre Stimme für eine erneuerbare Energiezukunft! 

 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Ich bin überhaupt keine Expertin auf diesem Gebiet. Aber ich habe noch ein bisschen 

Informationsbedarf, der Daniel Marti dann noch vielleicht beantworten kann. Ich habe jeweils bei WWZ 

oder Bafu erfahren, dass Pflanzen Solarmodule kühlen können. Also wenn steigende Temperaturen 

herrschen, der Wirkungsgrad der Solarzellen sinkt und deshalb begrünte Dächer für Solarmodule 

einen Vorteil sein können. Aber ich würde diesbezüglich jedoch gerne noch jemanden hören, der vor 

der Thematik mehr Ahnung hat als ich. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Ich habe keine Bemerkung zu Gabriela Fürrer Auf der Maur’s Votum, aber ich habe sonst einen Input. 

Vor nicht allzu langer Zeit war ich an einer Führung beim Unterwerk der WWZ, mit einer für den Bau 

und Betrieb zuständigen Person. Diese Person hatte weder Kenntnis darüber, welche Interessen ich 

vertrete, noch, was meine Grundhaltung ist. Im Rahmen der Führung hat er gesagt: «Es soll mir 

niemand behaupten, dass PV und Begrünung kompliziert oder schwierig sei. Das umzusetzen ist 

heute kein Problem mehr.» Ja und das hat mich dann doch sehr überzeugt, denn er hat tagtäglich 
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damit zu tun und der die Vor- und Nachteile diesbezüglich kannt. Deshalb weiss ist: Es geht. Es 

braucht vielleicht etwas Wille, aber es geht. 

 

Christoph Iten 

Ich glaube, es ist ein wenig der Tenor, diese Geschichte von 1 bis 15 Grad ist ein wenig umstritten 

(bei der Begrünung ist sie weniger bestritten, nicht für alle). Im Moment liegt der Antrag für das ganze 

Paket mit beiden Änderungen vor, damit wir einzeln darüber abstimmen können. Evtl. ist die SVP-

Fraktion damit auch einverstanden, somit würde ich den gleichen Antrag stellen, jedoch zweimal, so 

dass wir einzeln darüber abstimmen können. War das verständlich? 

 

Ivano De Gobbi 

Ich gehe davon aus, dass Sie einfach meinen, dass wir die beiden Sätze auseinander nehmen und 

jeweils einzeln abstimmen. 

 

Daniel Marti 

Ich würde mich noch zur Frage von Gabriela Fürrer Auf der Maur äussern, ob die Module durch die 

Kühlung mehr Ertrag bringen, anstatt weniger Ertrag. Es ist tatsächlich so, dass die PV-Module eine 

sogenannte negative Temperaturkoeffizienz von 0.4 % pro Grad. D.h. bei einer Dachbegrünung, die 

wirklich meine Module über das ganze Jahr im Schnitt zwischen 2 bis 3 Grad kühlen kann, dann 

würde ich pro Modul ein ca. 0.8% bis 1.2% höheren Ertrag erzielen. Vorin habe ich aber gesagt, dass 

der Ertrag über die ganze Dachfläche um 20 bis 30% reduziert wird, wenn ich eine Dachbegrünung 

machen muss. D.h. diese 0.8 bzw. 1 % höherer Ertrag der Module fallen also nicht in das Gewicht. 

Und die Aussage, dass eine Solaranlage mit einer Dachbegrünung einen höheren Ertrag bringt, ist 

leider nicht ganz richtig, aber in den Worten von Peach Weber: «Dafür komplett falsch,» oder bewusst 

irreführend. Darum, lassen Sie sich nicht in die Irre führen! Es bleibt so, eine Dachbegrünungspflicht 

verhindert leider Solaranlagen. Lassen Sie das bitte nicht zu! 

 

Magdalena Carlen 

Ich wollte nur noch bemerken, dass Dachbegrünungen nicht nur zur Abkühlung gut sind, sondern 

auch für die Biodiversität und das Mikroklima. Und im Allgemeinen ist dann die Hitze in der Stadt auch 

weniger gross. Das würde dann auch bedeuten, dass auch Klimaanlagen weniger lange laufen 

müssten, also somit auch Kosten gespart werden können. Zudem ist es für die ältere Bevölkerung 

sicher einen Vorteil. 

 

David Meyer 

Ich lasse mir die Chance nicht entgehen, mal den Beamer zu brauchen. Das schöne ist, ich muss ihn 

gar nicht anlassen, er läuft schon. Und jetzt schauen wir uns mal die Biodiversität auf den Dächern an. 

Also wie ist die Biodiversität wirklich? Und Sie sehen, wie das halt wirklich läuft, obwohl wir 

Bedachungsgrünpflicht haben. Und wenn wir das jetzt nochmals den reduzierten Energiewerten, 

Stromwerten gegenüberstellen, die wir eben bekriegen, wenn wir da begrünen. Dies obwohl es kein 

Grün ist, dann ist für mich schon klar, wo die Gewichtung liegt: Es ist klar, dass ich für die Begrünung 

bin als Pflicht – auch wenn sie eben keinen Sinn macht. 

 

Ivano De Gobbi 

Antrag der SVP-Fraktion 

Anpassung 1. Satz: Flachdächer mit einer Neigung von weniger als 15 Grad sind mindestens extensiv 

zu begrünen, soweit sie nicht als begehbare Terrassenfläche genutzt werden.  

 

Abstimmung Nr. 16 
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− Für den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 9 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der SVP-Fraktion stimmen 24 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 16 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag der SVP-Fraktion mit 9 zu 24 

Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  

 

Antrag SVP-Fraktion 

Anpassung 2. Satz: Dies gilt auch bei Solaranalgen, es sei denn, die Solaranalge muss aus Gründen 

des Orstbild- oder Denkmalschutzes oder aus anderen Gründen so angebracht werden, dass die 

Begrünung technisch oder betrieblich nicht möglich ist. Bei Solaranlagen entfällt die 

Begrünungspflicht. 

 

Abstimmung Nr. 17 

− Für Antrag SVP-Fraktion stimmen 27 Ratsmitglieder 

− Gegen Antrag SVP-Fraktion stimmen 5 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 17 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der SVP-Fraktion mit 27 zu 5 

Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt hat.  

 

Abs. 2 

Antrag Mitte-Fraktion 

Mariann Hegglin 

Die Mitte-Fraktion stellt den Antrag, Abs. 2 vollständig zu streichen.  

Begründung: 

Im Zuge der Verdichtung und steigender Bedürnisse nach urbanem Freiraum gewinnen Dächer 

zunehmend an Bedeutung. Derzeit schliesst die Bauordnung in § 60 Abs. 2 eine Nutzung von 

Dächern bei Attikageschossen explizit aus. Inspiration liefert dabei die Zuger Initiative «Dachwärts 

Zug». Ich weiss nicht, ob Sie diese kennen. Sie können diese mal googeln – nicht jetzt – hören Sie mir 

noch zu! Diese Initiative ist exemplarisch: Sie zeigt auf, wie durch kreative und gemeinschaftliche 

nutzbare Dachlandschaften städtischer Raum nachhaltig weiter entwickelt werden kann. Ich hoffe, Sie 

stimmen diesem Antrag zu, danke vielmals! 

 

Gegenantrag FDP-Fraktion 

Daniel Blank 

Eine gewisse Sympathie haben wir natürlich von der FDP. Eine lebendige Dachlandschaft kann sicher 

in den Zentren einen gewissen Mehrwert bieten. Wir sehen aber sehr stark auch folgende Probleme: 

Es ist wirklich so eine Büchse der Pandorra, die man da öffnet. Einfach so, ohne Streichung, wird es 

wahrscheinlich schwierig, diesbezüglich eine Praxis zu etablieren. Es gibt viele Fragen, die offen sind: 

Wie kommt man dann auf dieses Dach? Darf man das Treppenhaus um ein Geschoss erweitern? Darf 

man nur mit einer Dachluke oder Aussentreppe auf das Dach? Was ist da zulässig, beispielsweise 

darf man Sonnenschutzinstallationen mache, Pergola, Sonnenschirm, Vordeckdächer? Es ist wirklich 

da eine gröbere Geschichte, die man hierbei öffnen würde, die man dann wahrscheinlich in der 2. 

Lesung etwas nachregulieren müsste. 

Wir stellen einen Gegenantrag: Dächer von Attikageschossen dürfen in den Zonen W1, W2A, W2B 

und W3 nicht begehbar sein. Damit würden wir das beschränken zumindest auf die Zentren. Wir 
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sehen am Hang Probleme mit dieser Regelung, weil da die ganze Aussichts- bzw. Einsichtsthematik 

immer ein bisschen umstritten ist. Und wir sehen auch, dass in der W1 bei einem Einfamilienhaus ein 

Garten besteht, womit man ja nicht noch zusätzlich auf das Dach gehen muss. Und so, ab einer 4-

geschossigen Wohnzone kommt das in die Balance zwischen den Nachteilen und den Vorteilen. Aber 

eigentlich lehnen wir insgesamt die Streichung ab und würden deshalb diesen Gegenantrag mal zur 

Diskussion stellen. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Ich kann die Ausführungen von Daniel Blank sehr gut unterstützen. Denn auch wir haben dies relativ 

intensiv diskutiert. Wir sehen den Bedarf nach Freiflächen, aber bei den Attikageschossen – 

vorwiegend bei den Tiefgeschossigen – die Problematik, dass eine Attika per se bereits eine Terrasse 

aufweist. Es zielt dann vor allem auf die Einzelbauweise ab und dann ist es das exklusive Recht der 

Attikawohnung, dass ich auf das Dach kann. Wir haben sowieso keine Regelungsmöglichkeiten. Wir 

haben auch keine grossen Einpassungsmöglichkeit, darauf einzuwirken, weil es eben keine höheren 

Anforderungen gibt in der Einzelbauweise. Deshalb sehen wir die Streichung schon auch sehr kritisch 

und vor allem – wie gesagt – bei den tiefergeschossigen Bauten sehr kritisch. Aus diesen Gründen 

könnten wir uns allenfalls vorstellen, Ihren Antrag zu unterstützen, ohne dass wir dies bereits jetzt 

absprechen konnten. Und eben: Bei den Bebauungsplänen könnte ja davon abgewichen werden, 

dass man da wirklich Freiraum auf der Dachebene schafft. Und ob es dann ein Attikageschoss nach 

Baurecht ist, ist dann auch egal. Denn diesbezüglich gibt es die Bestimmung, die regelt, wie gross der 

Rücksprung sein muss usw. Dort können wir das dann wirklich auch regeln, damit dies zugänglich ist, 

und vielleicht eben nicht nur für die Attikawohnung, sondern eben für das ganze Haus. So dass wir 

einen Mehrwert auf dem Dach haben, den wir eigentlich unbedingt nutzen möchten, aber nicht 

generell bei den Attikageschossen. Deshalb sehen wir den Antrag etwas kritisch. 

 

Roman Küng 

Ja die SP möchte halt immer alles geregelt haben. Hier sehen wir einfach eine Vereinfachung der 

Bauordnung und werden entsprechend den Mitte-Antrag unterstüzen. Herzlichen Dank! 

 

Mariann Hegglin 

Vielen Dank für die Unterstützung SVP-Fraktion! Wir können die Argumente von Daniel Blank auch 

sehr gut verstehen bzw. nachvollziehen. Wir möchten aber trotzdem auf Streichung von Abs. 2 

festhalten. Es braucht bestimmte Regelungen, das ist uns natürlich auch klar. Das konnten wir auf die 

Schnelle auch nicht aufstellen, aber ich denke, auf die 2. Lesung können wir die gesetzlichen 

Anpassungen noch vornehmen. 

 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Ich würde den Antrag der Mitte in Einzelperson – ohne Absprache mit der Fraktion – unterstützen. Je 

heisser es wird, desto schöner ist es auf dem Dach und es wird heisser werden in Zukunft. Somit ist 

es schön, wenn immer mehr Leute auf das Dach gehen können. 

 

Adrian Moos 

Ich verweise auf die Verordnung zum PBG. Das ist ja dann die anwendbare Norm nach dieser 

Ortsplanungsrevision. Dort ist geregelt, was ein Attikageschoss ist und die Hauptaussage ist an sich 

die, dass das Attikagschoss lediglich 60% der Fläche aufweisen darf, welches das darunter liegende 

Geschoss hat. Vereinfacht gesagt: 40% Terrasse ist schon praktisch von der Verordnung her 

vorgegeben, damit Sie das für die weitere Diskussion berücksichtigen.  

 

Christoph Iten 
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Ein, zwei kleine Präzisierungen: Es ist richtig, dass das meiste auf Stufe Kanton geregelt ist. Die 

einzige zusätzliche Einschränkung, die wir in der Stadt auf den Dächern in dieser Hinsicht machen, ist 

diese Einschränkung von Nichtbegehbarkeit von Attikageschossen. Das ist die einzige Regelung, die 

wir kommunal anpassen können. Deshalb möchten wir das gerne gestrichen haben. Vielleicht ein 

kurzes kleines Gedankenspiel: Wir können es auch umkehren, indem wir uns fragen, welche 

Argumente dafür sprechen, dass man das einschränkt und verbietet. Wenn wir eine grüne Wiese 

hätten oder die Bauordnung neu gestalten könnten, glaube ich nicht, dass jemand neu auf die Idee 

käme, dass wir dies bei Attikageschossen verbieten müssen. Ich glaube, wir haben uns daran 

gewöhnt. Es ist eine Liberalisierung, etwas Neues. Es braucht eine Praxis dazu, da stehen wir 

dahinter und das möchten wir umsetzen. Da kann man dafür oder dagegen sein. 

 

Mathias Wetzel 

In diesem Zusammenhang haben wir eigentlich die Gesamthöhe des Gebäudes, welche massgebend 

ist. Auf das Attikageschoss können dann nur noch die technisch bedingten Dachaufbauten aufgebaut 

werden. Wenn man sich jetzt das vorstellt, dass wir die Attikadachflächennutzung erlauben würden, 

würde dies bedeuten, dass eine Absturzsicherung hinkommen müsste. Ob diese dann noch eine 

technisch bedingte Dachaufbaute ist, habe ich so meine Zweifel. Evtl. kann dann Herr Kollega Moos 

noch etwas dazu sagen. Allenfalls wäre dieser Antrag von Anfang an gar nicht durchsetzbar aufgrund 

der technisch beingten Dachaufbauten. Ich würde schon an die Mitte appellieren, ob dies auch 

wirklich umsetzbar ist, bevor wir hier grosse Diskussionen führen, die dann am Ende in der Tonne 

landen. Besten Dank! 

 

Richard Rüegg 

Betreffend Absturzsicherung möchte ich nur festhalten, dass sämtliche Dächer, die irgend auf eine Art 

begehbar sind, eine Absturzsicherung brauchen, sobald sie eine Höhe über 2 m haben. Also sobald 

ein Dach unterhalten werden muss, braucht es eine Absturzsicherung. Wie diese Absturzsicherung 

aussieht, sei dahin gestellt, aber man darf sogar ein Geländer montieren. 

 

Patrick Steinle 

Ich bin auch etwas skeptisch, was das bringt. Die Bewohner der Attikageschosse haben – wie 

ausgeführt – bereits eine grosse Terrasse für sich zur Verfügung. D.h. Begehbarkeit des 

Attikageschosses selbst würde nur etwas bringen, wenn das für die anderen Bewohner im Haus 

zugünglich ist, d.h. das Treppenhaus muss durchgängig sein. Wie stark die Attikabewohner Lust 

darauf haben, dass da oben sonst noch Leute darauf sind, ist fraglich. Und eben: Die engste und 

berechtigte Nachbarschaft hat wahrscheinlich da noch mehr Dachaufbauten, Pergolas usw., die 

darauf kommen. Es gibt wahrscheinlich in der Praxis doch beträchtliche Schwierigkeiten, weshalb ich 

– wenn schon – den Vorschlag der FDP unterstützen würde, dies auf die dichten Zonen zu 

beschränken, wo man diesen Dachzugang wirklich auch Leuten der unteren Stockwerke 

gewährleisten könnte. 

 

Gabriela Fürrer Auf der Maur 

Ein begehbares Attikageschoss kann einen sehr grossen Mehrwert in einem Mietshaus bedeuten. Da 

sind ja vor allem auch MieteInnen betroffen. Man erlebt das vielleicht in den Ferien oder aus der Stadt 

Zürich: Es ist dann nicht so, selbst wenn nur die Attikawohnung Zugang hätte, dass nicht auch der 

Rest des Hauses in Genuss kommen könnte. Ich denke, für MieterInnen wäre es ein Mehrwert, diesen 

Absatz zu streichen. 

 

Roman Burkard 
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Ich möchte die Debatte nicht unnötig in die Länge ziehen, aber ich appelliere nochmals darauf: 

Lehnen Sie den Antrag der Mitte ab, weil es nicht zur Verbesserung der Masse der Einzelbauweise 

beiträgt. Zudem finde ich es persönlich störend, dass ich in einer W2 ein Gebäude am Hang habe und 

dann noch mit dem Attikageschoss und dem Untergeschoss ist es de facto visuell ein 

vielgeschossiges Gebäude. Da kommt dann noch eine Dachaufbaute oben drauf, einen Zugang mit 

einer Absturzsicherung und dann habe ich schlussendlich ein fünfgeschossiges Gebäude. Es ist dann 

immer auch – peux-à-peux - eine Verbesserung der Einzelbauweise. Aus städtebaulicher Sicht 

müssen Sie den Antrag der Mitte-Fraktion ablehnen! Besten Dank! 

 

David Meyer 

Ich haue auch etwas in diese Kerbe. Bei höhergeschossigen Gebäuden macht das durchaus Sinn. 

Das kann eine tolle Sache werden, auch für alle zugänglich, wenn man es von Anfang an einbezieht, 

dass man hinten beim Haus dann nach oben kann. Somit könnten dann wohl auch alle auf das Dach, 

nicht nur diejenigen, die eine Attika bewohnen. Von dem her macht das schon Sinn, aber bei niedrig 

geschossigen Gebäuden stellt sich diesbezüglich die Frage, denn diese sind tatsächlich meist in einer 

bereits bevorzugten bzw. nachbarschaftlich sensiblen Situation und deswegen finde ich, der Antrag 

der FDP-Fraktion hat schon seinen Reiz. 

 

Roman Küng 

Die Argumente der FDP sind keine Argumente. Denn wir haben ja immer – egal was in jedem 

Paragrafen steht – immer übergeordnetes Recht, zu befolgen. Also: Wir müssen uns ja auch an 

kantonale Gesetze halten. Es geht ja nur darum, ein Verbot aufzuheben, und da muss man 

selbstverständlich dafür sein! Herzlichen Dank! 

 

Antrag der FDP-Fraktion 

Anpassung von Abs. 2: Dächer von Attikageschossen dürfen in den Zonen W1, W2A, W2B und W3 

nicht begehbar sein. 

 

Abstimmung Nr. 18 

− Für den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 27 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der FDP-Fraktion stimmt 1 Ratsmitglied 

− Enthaltungen: 4 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 18 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der FDP-Fraktion mit 27 zu 1 

Stimme bei 4 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

Antrag Mitte-Fraktion 

Streichung von Abs. 2 

 

Abstimmung Nr. 19 

− Für den Antrag der Mitte-Fraktion stimmen 15 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der Mitte-Fraktion stimmen 17 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 19 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der Mitte-Fraktion mit 15 zu 17 

Stimmen bei 0 Enthaltungen abgelehnt hat.  
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Abs. 3 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 4 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 60 somit in der 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 61 Untergeschosse 

Abs. 1 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass die redaktionelle Anpassung von «Untergeschoss» 

(anstatt Unterschoss) vorgenommen werde muss. 

Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass § 61 somit in der 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 62 Terrassenhäuser 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

Abs. 3 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 62 in der 1. Lesung behandelt wurde. 

 

 

Bauordnung Teil 8 

Planungsbericht Kapitel 13 «Schlussbestimmungen» 

 

Antrag Mitte-Fraktion 

Florin Meier 

Wir haben einen Antrag zu den Schlussbestimmungen generell. Und zwar spreche ich im Namen von 

Martin Iten (CSP), Mariann Hegglin (Die Mitte) und Stefan W. Huber (GLP) und wir fordern die 

Ergänzung der Bauordnung mit einem Paragrafen aus der Musterbauordnung des Kantons Zug 

betreffend die Mehrwertabgabe.  

1. Die Gemeinde erhebt von den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern eine 

Mehrwertabgabe von 20 % des Bodenmehrwerts bei Umzonungen, Aufzonungen und 

Bebauungsplänen im Sinne von § 52a Abs. 2a des Planungs- und Baugesetzes (PBG; BGS 

721.11). 

2. Die Mehrwertabgabe wird zweckgebunden für die Entschädigung von Rückzonungen, sowie 

zur Leistung von Beiträgen an raumplanerische Massnahmen verwendet. 

 

Dieser Passus ist bereits 1:1 in der Musterbauordnung des Kantons verankert und war bereits lange 

Grundlage. Wir würden diesen gerne in die Bauordnung nehmen, zusammen mit einem ergänzenden 

Abs. 3: 

3. Bei Grundstücken in der Zone für preisgünsgien Wohnungsbau (BsV) sowie für Grundstücke 

im Eigentum von Gemeinden gemäss § 1 Abs. 1 Bst. b) bis d) (GG: BGS 171.1) wird keine 

Mehrwertabgabe erhoben. 

 

Begründung: 

Sehr viele Gemeinden sind der Musterbauordnung gefolgt. Die Stadt Zug hat sich exponiert und 

diesbezüglich rausgenommen. Wir kennen auch die kantonale Abstimmung, bei der doch die Zuger 

StimmbüerInnen im Grundsatz dem Gegenvorschlag zugestimmt haben. Wir wollen hier nicht den 
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Gegenvorschlag durchboxen. Wir wollen die vorgesehenen Bestimmungen aus der 

Musterbauordnung sauber einfpflanzen mit der Ausnahme: Wenn wir unser städtisches Gebiet 

betrachten, wo wir bereits Zonen für preisgünstiges Wohnen haben, dass diese ausgenommen 

werden, was die Sache vereinfachen soll. Dasselbe gilt auch für diese ImmobilienbetreiberInnen, die 

für das Allgemeinwohl tätig sind, sei es die Bürgergemeinde, die Kirche oder die Korporation. Das ist 

unser Antrag, freue mich auf Ihre Unterstützung und bin gespannt auf die Diskussion. Besten Dank! 

 

Eliane Birchmeier 

Besten Dank Florin Meier für die Ausführungen. Dieser Antrag kommt sehr überraschend. Ich hatte 

noch ungefähr 10 min. Zeit, um die schriftliche Version zu lesen und mich etwas vorzubereiten. Aber 

ich muss dir ehrlich sagen: Ich bin im Moment noch nicht in der Lage, eine Abschätzung zu machen, 

was dies für Folgen hat. Aber ich möchte zwei bis drei Überlegungen anbringen. Wir haben § 29 und § 

6 in der Bauordnung, wobei letzterer weniger betroffen ist in der neuen Bauordnung. Den haben wir ja 

bereits im Rahmen der 1. Lesung behandelt. § 29 Abs. 1 regelt den preisgünstigen Wohnungsbau 

ausserhalb der Verdichtungsgebiete, was teilweise kongruent ist mit dem Antrag der Mitte, wo ich 

aber die Konsequenzen bzw. Deckungsgleichheit noch nicht abschätzen kann. Und Abs. 2 regelt den 

preisgünstigen Wohnungsbau innerhalb der Verdichtungsgebiete, d.h. gemäss Initiative. Der Grund, 

weshalb das nicht von der Musterbauordnung übernommen worden ist, ist weil die beiden 

Regelungen § 29 Abs. 1 und 2 weiter gehen, als es die Musterbauordnung vorsieht. Wir regeln das – 

vor allem auch aufgrund der Initiative – umfassender. Auf der anderen Seite kann ich aber wirklich nur 

laut denken, könnte der Antrag der Mitte doch einen Vorteil sein, dass wir die Mehrwertabgabe bei 

Auf- und Umzonungen nun auch auf kommunaler Ebene regeln. Damit haben wir eine abschliessende 

Regelung diesbezüglich. Momentan herrscht die Situation, dass jede Gemeinde bei Auf- und 

Umzonungen selber bestimmen kann. Dies haben wir noch nicht abschliessend geregelt. Daher finde 

ich diesen Antrag auf den ersten Blick nicht nur schlecht bzw. könnte sogar gut sein, dass wir das 

(abschliessend) gemacht haben. Nicht dass auf kantonaler Ebene über neue Initiativen, irgendwelche 

Bedürfnisse vorgebracht werden. Dieser Vorwurf wäre dann vom Tisch. 

Was ich aber auf den ersten Blick denke, ist dass der Antrag der Mitte teilweise mit § 29 kollidiert. Und 

das gefällt mir denn nicht – ganz im Sinne einer klaren und unmissverständlichen Gesetzgebung. Ich 

neige hier dazu, sehr perfektionistisch zu sein, damit das anschliessend in der Auslegung möglichst 

eindeutig ist. Und ich habe hierzu zwei Gedankenstränge: Die eine Möglichkeit wäre, wenn jetzt der 

GGR heute diesen Antrag annehmen würde, was für uns alle vielleicht überraschend ist, dann würden 

wir im Rahmen der 1. Auflage hin vermutlich noch ein Rechtsgutachten anfertigen lassen und einfach 

sauber abklären. 

1. Was heisst das für die bestehenden Paragrafen 29 (allenfalls auch § 6)? 

2. Wie müsste der Antrag redaktionell formuliert sein, damit es ergänzend und nicht kollidierend 

oder missverständlich ist? 

Das wäre die eine Möglichkeit. Die andere Möglichkeit wäre, dass der GGR sagt: Gute Idee, allenfalls 

kann man darüber nachdenken, aber man muss noch mehr Informationen haben und dass wir – das 

Baudepartement bzw. der Stadtrat – mit einem Gutachten beauftragt werden und wir diese Fragen 

abklären. Und dass dies dann auf die 2. Lesung vorgebracht wird. Das hat aber den Nachteil, dass es 

eine 3. Öffentliche Auflage erfordert. Alles, was wir jetzt nicht in die 1. Auflage bringen, kann die 

Öffentlichkeit nicht bewerten. Und wenn wir in der 2. Lesung wesentliche Änderungen machen, 

erfordert das eine 3. Auflage. Deshalb mache ich momentan diese Gedankenauslegung, weil ich 

gerade nicht weiss, was der bessere Weg ist. Aber ich überlasse es jetzt mal der Diskussion. 

 

Philip C. Brunner 

Ich bin vorhin aus dem Tiefschlaf aufgewacht, als ich diese E-Mail gelesen haben. Besten Dank, Sie 

haben das sehr ausführlich gemacht. Aber die Stadträtin Eliane Birchmeier hat diesbezüglich ihre 
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Gedanken offen ausgesprochen. Das war – ist keine Beilidigung – noch ein bisschen wirr bzw. ein 

bisschen ein Durcheinander. Wir haben eine kantonale Volksabstimmung hinter uns, anlässlich dieser 

breit über dieses Thema gesprochen wurde. Es war eine Initiative der SP, die sehr sehr klar abgelehnt 

wurde, grössenordnung knapp 30 % ja, 70 % nein. Es gab einen Gegenvorschlag, der aus dem 

Kantonsrat, bzw. ursprünglich von der Regierung vorgeschlagen und abgeändert wurde. Auf dem 

Abstimmungsbüchli stand – und wenn ich mich nicht mit diesem Thema beschäftigt hätte, hätte ich 

auch noch für den Gegenvorschlag gestimmt – «Regierung und Kantonsrat sagen ja.» Sehr 

verführerisch! Aber die Regierung war gar nicht dieser Meinung. Sie war nämlich dagegen. Offenbar 

kann dies der Stadtschreiber, wenn wir dann dieses Thema in der Stadt haben, sonst folgt die 

Exekutive der Legislative bzw. wenn der Kantonsrat ja oder nein sagt, muss die Regierung ihre 

Meinung entsprechend anpassen. Das ist auch in Bern so mit dem Bundesrat, der auch nicht immer 

seine Meinung vertritt, sondern das, was die Parlamente bzw. die beiden Kammern beschlossen 

haben, vertreten muss. Eben: Es wurde damals abgelehnt, es kam zweimal nein. Und jetzt kommt 

dieser Vorschlag, der gibt dieser ganzen Vorlage ein komplett anderes Ding. Und da kann ich namens 

der SVP sagen: Falls das durchkommt, habt ihr aber den Gegner im Hause! Da werde ich alles 

unternehmen, um diese Vorlage zu bodigen. Und es ist relativ einfach, diese zu bodigen. Ich würde 

euch nicht anraten, das zu machen in einer politischen Auseinandersetzung betreffend ein so 

komplexes Thema – hochkomplex! – wie das alles ist, das gespickt ist mit Kompromissen aller Art. Ok, 

die eine Seite hat eine Abstimmung wieder gewonnen, die andere verloren und umgekehrt. Aber ich 

würde jetzt also dieses Gewicht, diesen Stein, den würde ich jetzt nicht in diese Vorlage, in diesen 

Teich hinein werfen, denn der wird Wellen schlagen, die sie selber noch bereuen. Und die FDP, die 

mitgekämpft hat, dass dieses zweimal nein zustande kam, ist jene Fraktion und Kantonalpartei mit 

vielen Baugenossenschaften in diesem Kanton. Das sind nicht nur einfach die Investoren, die 

bekannten Milliardäre, die in Zug investieren, die dieses zweimal Nein unterstütz haben, sondern 

diverse grössere und kleinere Baugenossenschaften. Und so wie ich orientiert bin, haben sämtliche 

Gemeinden im Kanton das auch abgelehnt. Es ist richtig, was Eliane Birchmeier sagt, dass wir auf 

stätdtischer Ebene die Freiheit haben, dies zu machen. Aber Sie gehen damit jetzt wirklich ein Risiko 

ein. Ich empfehle, diesen Antrag zurückzuziehen. Ich empfehle Ihnen, den heute gleich auf die 2. 

Lesung einzureichen. Und ich empfehle, dass man diese Rechtsgutachten und diese Vorschläge der 

Bauchefin übernimmt und dass die BPK dies zumindest einmal in der Kommission vordiskutiert, bevor 

wir dies roh – ohne irgendwelche Vorabklärungen – hier im Rat annehmen. Besten Dank für die 

Ablehnung dieses Antrags. 

 

Adrian Moos 

Sie fordern mich jetzt ein wenig, aber dafür bin ich ja auch da. Ich erlaube mir ein paar Fakten dazu 

aufzuzeigen, damit Sie sich über das Ganze ein Bild machen können. Einleitend kann ich die Situation 

so beschreiben: Es ist tatsächlich so, dass die kantonale Musterbauordnung eine solche 

Mehrwertabgabe in diesem Sinne vorsieht. Wenn Sie die Entwürfe der anderen Bauordnungen im 

Kanton anschauen, haben fast alle – so wie ich es im Kopf habe – diese Vorlage so übernommen. 

Was aber in der Stadt Zug anders ist: Die Stadt Zug hat ja die Initiative mit den 2000 Wohnungen 

entsprechend angenommen und dort wird natürlich den Eigentümern – gerade auf den Mehrwert d.h. 

auf den Aufzonungsbereich bei den Bebauungplänen – doch eine starke Verpflichtung auferlegt, 

indem sie diese 40 % der Wohnungen bauen müssen. In Zug sind diese Mehrwerte schon deutlich 

belastet. 

Dann möchte ich inhaltlich noch ein paar Anmerkungen machen zur Kenntnisnahme des Vorschlags 

betreffend Abs. 2. Bei diesen raumplanerischen Massnahmen im Kommentar zu dieser Bestimmung, 

welche sich auch auf die kantonale Bestimmung § 52 a ff. PBG. bezieht, wird auch aufgeführt, dass 

solche Mehrwerte, die abgeschöpft werden, ebenfalls – unter anderem – für den preisgünstigen 

Wohnungsbau genutzt werden könnten. 
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Weiter weise ich bezüglich des vorgeschlagenen Abs. 3 auf eine Bestimmung (§ 52c PBG), bei der es 

um das Gemeinwesen geht: Keine Mehrwertabgabe ist geschuldet für a) dem Verwaltungsvermögen 

eines Gemeinwesens zufallende Einzonungen und Umzonungen (…). D.h. die Gemeinden zahlen in 

diesem Sinne schon keine Mehrwertabgabe bei Grundstücken, die dem Verwaltungsvermögen 

zugewiesen sind. Das ist allenfalls dann eine doppelte Regelung. 

Etwas ganz Wichtiges, wenn Sie das diskutieren: Die Musterbauordnung sieht eben auch noch eine 

andere Bestimmung dazu vor. Sie sagt im Rahmen der Übergangsbestimmungen: Aufzonungen und 

Umzonungen, die im Rahmen der laufenden Ortsplanungsrevision erfolgen, lösen keine 

Mehrwertabgabe aus. Also ich denke, für die nachfolgende Diskussion ist es wichtig, wenn Sie dem 

Antrag zustimmen würden, dass Sie sich auch überlegen, diesen Aspekt von der Musterbauordnung 

zu übernehmen. Denn die allermeisten Gemeinden sagen: «Ja, wir machen das schon.» Aber diese 

Aufzonungen usw. im Rahmen der jetzigen Ortsplanungsrevision sind noch nicht abgabepflichtig. 

Damit müssten Sie sich auch auseinandersetzen. 

Dann erscheint mir auch das Vorgehen, das die Bauchefin skizziert hat, wichtig – und ich denke, sie 

hat diesbezüglich richtig überlegt: Damit ein solcher Paragraf und dessen Rechtmässigkeit geprüft 

werden kann, wäre es wahrscheinlich richtig, dass – wenn man das überhaupt will – jetzt 

festzusetzen. Somit kann man das prüfen und gegebenfalls auch feststellen, dass dies mit der 

Initiative der 2000 Wohnungen kollidiert. Somit könnte man der Öffentlichkeit auch bereits im Rahmen 

der Auflage mitteilen, wie die rechtlichen Grundlagen diesbezüglich sind. 

Das wären meine Ausführungen bezüglich dieses Themas und ich werde Ihnen gespannt zuhören. 

 

Daniel Blank 

Kurzt vor dem Mittag geht’s an’s Eingemachte. Bei gewissen Themen hat mir Adrian Moos bereits 

vorab aus der Tasche gegriffen. Grundsätzlich sprechen wir ja von der Bauordnung, aber dennoch 

habe ich den Zonenplan nach vorne mitgebracht und halte diesen kurz hoch. Als Architekt ist man 

natürlich auch immer mit einem Auge auf dem Zonenplan. Es geht mir darum, zu sagen, dass wir 

Aufzonungen eigentlich gar nicht vorsehen im grossen Stil. Wir haben wirklich diese Ausnahme, dass 

wir in der W1 Aufzonungen machen. Das ist aber eigentlich die absolute Ausnahme. Sonst fahren wir 

nicht die Strategie, dass wir bestehende Siedlungen aufzonen und Mehrwerte generieren. Das haben 

wir schon vor Jahrzehnten alles gemacht hier in Zug und «da ist die Luft schon raus.» Also wir 

entwickeln uns nur im Zentrum, in den Verdichtungsgebieten mit den Bebauungsplänen. Das ist da, 

wo wir wirklich eine Entwicklung machen. Die zwei Einzonungen, die wir machen, da schöpfen wir den 

Mehrwert ab über die Forderung zum preisgünstigen Wohnungsbau und sonst passiert da eigentlich 

nichts. Wir machen diesbezüglich eine riesige Schatulle auf und schiessen aber voll in’s Leere und 

handeln uns unter dem Strich mehr Probleme ein, als wir damit einen positiven Impact erzielen. Ich 

denke, in den Verdichtungsgebieten mit dieser Umsetzung von der Initiative – wir haben das alles 

besprochen und uns auf etwas geeinigt – und jetzt kommt man nochmals in der letzten Sekunde und 

sagt: «Was machen wir jetzt da mit dem Mehrwert?» Ich finde schon: In den Verdichtungsgebieten mit 

den Bebauungsplänen – so wie das jetzt mit der Umsetzung aufgegleist ist mit der Umsetzung der 

Initiative – ist das schon am oberen Rand. Da nochmals über alles ein Mehrwertabschöpfung 

monetärer Art vom Zaun zu ziehen, können wir von der FDP wirklich nicht unterstützen. 

 

Florin Meier 

Besten Dank für die angeregten Voten: Zu Beginn möchte ich kurz festhalten: Dieser Antrag wird nicht 

von der Mitte-Fraktion mit einzelnen anderen, sondern meiner Parteikollegin Mariann Hegglin, Martin 

Iten, Stefan W. Huber und mir gemeinsam parteiübergreifend, aber nicht fraktionsweise. Dies vorab. 

Der zeitliche Aspekt – das kann ich ganz gut nachvollziehen – hier kann ich gerne auch auf das 

Eintretensvotum der Mitte-Fraktion verweisen. Wir haben damals auch gesagt: «Die Zeit ist knapp und 

wir können nicht ausschliessen, dass auf die 2. Lesung dann keine Anträge mehr kommen.» Unser 
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Ziel, dass wir das jetzt heute eingebracht haben – auch wenn es vielleicht zeitlich knapp ist – ist eben, 

dass wir die Karten auf dem Tisch haben vor der öffentlichen Auflage. So dass wir, wenn wir in eine 2. 

Lesung gehen wollen, dann das einbringen und eine 3. Lesung vermeiden könnten. Wenn wir aber 

dann noch von Schulhäusern sprechen, ist sowieso offen, ob es nicht eine 3. Lesung resp. eine 2. 

Auflage braucht. Aber das einfach noch erwähnt. 

Rechtliche Abklärungen haben wir privat gemacht. Und wir halten uns auch deshalb so genau an die 

Musterbauordnung. Soweit ich unseren Rechtsberater verstanden habe, gibt es eigentlich keine 

Einwände diesbezüglich. Aber ich finde den Ansatz eines Rechtsgutachtens sicher nicht schlecht, 

dass man da Klarheit hat. Wir halten uns so strikt an die Musterbauordnung, wie diese auch 

vorgesehen ist und in anderen Gemeinden umgesetzt wird, dass wir das nicht als heikel oder kritisch 

sehen. Der von uns vorgeschlagene Abs. 3 mit der Ausnahme dieser Gemeinden bzw. Ausnahme der 

preisgünstigen Zone ist nicht abgeglichen mit dem kantonal gültigen Recht, weil – bitte korrigieren Sie 

mich – weil es nicht unter den Paragrafen fällt, da es kein Verwaltungsvermögen ist, das 

beispielsweise in der Korporation vorhanden ist. Gut, ich denke, wichtig ist auch noch zu sehen: Diese 

Ausnahmebestimmung für die jetzige Ortsplanungsrevision gibt es. Ja, korrekt. Andere Gemeinden 

haben dieses Thema deshalb der Ortsplanungsrevision vorgezogen und diesen Paragrafen in Kraft 

gesetzt, so dass dann die Abschöpfung auf die Ortsplanungsrevision folgt. Es ist wahrscheinlich dann 

die Aussage des Rechtsgutachtens: «Wenn wir das jetzt aufnehmen, erfolgt effektiv die Abschöpfung 

erst jetzt oder erst in Zukunft.» Es geht eigentlich darum, dass wir heute Recht für unsere Bauordnung 

für die nächsten 15 Jahre setzen. D.h. wir setzen jetzt nicht einfach einen Paragrafen um, der jetzt 

grosse Abschöpfung geben kann und wechseln dann nie mehr. Wir verankern, dass wenn wir 

Privateigentümer durch eine Umzonung bzw. Aufzonung oder durch einen Bebauungsplan einen 

Mehrwert geben – und dieser ist beträchtlich, wie Sie auch der kleinen Grafik entnehmen konnten – 

dass wir diesbezüglich auch etwas zurück fordern wollen. Und ich denke, wir reden hier nicht, Kollege 

von der SVP Philip C. Brunner, über die Abstimmung, die wir nochmals aufrollen wollen, sondern es 

handelt sich hierbei um ein separates Thema, das wir hier sauber regeln könnten. Besten Dank! 

 

Eliane Birchmeier 

Florin Meier, wenn wir § 29 nicht hätten, könnten wir schon auf die anderen Gemeinden schauen. 

Aber wir sind eben nicht die anderen Gemeinden! Diese haben diese Herausforderung der SP-

Initiative – wie wir sie jetzt in § 29 geregelt haben – nicht. Und sie hatten vorher schon gar keine 

Regelung. Die Stadt Zug hatte schon vor der Initiative – ohne gesetzliche Grundlage mit Eigentümern 

von Bebauungsplänen, Vereinbarungen getroffen, wie der Mehrwert über preisgünstigen 

Wohnungsbau geregelt werden kann. Da sind wir den anderen Gemeinden in dieser Sache 

meilenweit voraus und deshalb ist dieser Vergleich mit der Musterbauordnung, und daran 

festzuhalten, dass wir das Gleiche machen müssen, wie die anderen Gemeinden, nicht zulässig. Sie 

müssen den § 29 unbedingt mitdenken und Sie haben gesagt, Sie hätten juristische Unterstützung 

und ich weiss nicht, ob diese Unterstützung den § 29 wirklich auch verstanden und ausreichend 

berücksichtigt hat. Ich habe da so meine Zweifel. Also diese Aufgabe müsste sicher noch gemacht 

werden! 

 

Adrian Moos 

Ich möchte für den Fortgang der Diskussion auf zwei Punkte hinweisen: 

Es ist vorhin auch gesagt worden, dass keine bzw. wenige Einzonungen stattfinden. Die Regelung, 

die sie hier machen dürfen, bezieht sich nur auf Umzonungen, Aufzonungen und Bebauungspläne. 

Einzonungen sind vom kantonalen Recht abschliessend geregelt. Dort gibt es diese Mehrwertabgabe 

so oder so. Auch bei Abs. 3 – damit Sie das wissen – das bezieht sich nicht auf Neueinzonungen, 

weder jetzt noch in Zukunft. Und zum Zeitpunkt: Diese Frage, wann dass das wirken soll, wäre schon 

etwas, das dieser Rat heute beschliessen soll. Weil dann kann der Beschluss eben mit dem 
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Rechtsgutachten auch untersucht werden. Wenn wir aber sagen: «Ja der Gutachter soll dann mal 

schauen, wann das gelten soll.» Wenn er nicht weiss, was die Meinung des Rates ist, haben wir dort 

wieder eine Unsicherheit. Wenn ich das so sagen darf: «Ich wünschte mir, jemand würde den Antrag 

stellen, dass man eben über die Frage der Inkraftsetzung ebenfalls abstimmt.» 

 

David Meyer 

Dieser «Pain Point», den wir haben mit der Mehrwertabschöpfung, motiviert immer etwas zu machen. 

Und deswegen ist es mal grundsätzlich den Versuch wert, etwas zur Debatte auf den Tisch zu legen. 

Jetzt mögen Sie sich vielleicht noch an unsere letzte Debatte hier erinnern und wenn Sie nicht im 

Tiefschlaf waren, wie Philip C. Brunner, dann mögen Sie sich noch an die Vierfinger-Regel erinnern: 

Da war die Zuwanderung, die Begrenzung, die Auflagen resp. Verteuerung mit Steuern und es waren 

dann noch die komplizierten Regeln. An diesen Schrauben können wir drehen, wenn wir Wohnungen 

wollen oder wenn wir keine wollen. Schauen wir uns das Gesetz mal kurz an, bzw. den Vorschlag, der 

da liegt: Die Zuwanderung fällt weg, aber es schraubt an der Begrenzung und der Vorschlag wäre ja, 

dass wir die Aussengrenze reduzieren, relativ schlecht. Relativ schlecht auch, dass wir weitere 

Belastungen finanzieller Art zuungunsten den Wohnungsbauwilligen machen. Und dann, wenn Sie 

das anschauen, wie kompliziert dieses Gesetz im Gesamtgefüge (im Rahmen) des bereits § 29 liegt, 

ist das auch noch hinderlich. Also, wenn Sie keine Wohnungen erstellen lassen wollen, dann stimmen 

Sie dem zu und sonst lassen Sie es halt einfach weg und lehnen das ganze Gesetz oder diesen 

Vorschlag ab. 

 

Esther Ambühl Tarnowski 

Das war jetzt für mich etwas ruhiger, hier sitzen zu können, denn eigentlich hatte ich mich auch darauf 

vorbereitet, dass wir mit einem fast gleichen oder ähnlichen – noch etwas weiter gehenden – 

Vorschlag gekommen wären. Wir stellen Ihnen diesen natürlich nicht, weil wir den Antrag gerne 

unterstützen werden. Denn auch für uns ist es klar die Intention bezüglich dieser Mehrwertabgabe, 

dass es jetzt Zeit ist, dass dies so umgesetzt wird. Diese Ortsplanungsrevision schafft die Bevölkerung 

und die Behörden einen grossen Mehrwert. Es gibt auch Aufzonungen. Es ist nicht so, dass wir keine 

Aufzonungen haben. Wenn ich mich richtig erinnere, haben wir auch eine Aufzonung im BSV. Es 

würde auch da greifen. Ein Teil dieser geschaffenen Mehrwerte, dieser Erhöhung soll wieder zurück 

an die Bevölkerung gegeben werden, sei es durch Sachleistungen, die das PBG ausdrücklich 

vorsieht, oder durch entsprechende Abgaben. Diese Abgaben – wie es bereits Adrian Moos gesagt 

hat – können auch raumplanerische Massnahmen zur Schaffung von Grünräumen und 

klimaverträglicher Siedlungsentwicklung eingesetzt werden. Möglichst natürlich direkt vor Ort, damit 

die Bevölkerung vor Ort direkt davon profitieren kann. So profitieren am Ende alle von dieser 

Ortsplanungsrevision und nicht nur ein paar Wenige. Die Stadt Zug hat den Gegenvorschlag zur 

Mehrwertinitiative angenommen. Ich denke, das gilt es hier zu beachten. Mit diesem Vorschlag 

werden nun die 20 % eingefordert, wie sie der Gegenvorschlag vorgesehen hat, und wie wir es eben 

auch in der Musterbauordnung haben. Und so kommen wir auch dem Ziel – mehr preisgünstigen 

Wohnungsbau – einen Schritt näher. Ich bitte Sie daher, ebenfalls den Antrag zu unterstützen. Wir 

werden es sicher tun, weil wir einen ganz ähnlichen Vorschlag hatten. 

 

Christoph Iten 

Ich werde den gewünschten Antrag leider auch nicht stellen. Das muss dann schon jemand der 

Antragstellenden tun. Eine Präzisierung habe ich: Da geht es um den Abs. 3 des Antrages, die 

Ausnahme für die öffentlich-rechtlichen Gemeinden. Ich bin nicht ganz einig mit dem Rechtsberater. 

Es ist nicht die gleiche Regelung. So wie es im Antrag steht, sind alle öffentlich-rechtlichen 

Gemeinden ausgenommen. Im PBG § 52c hingegen spricht nur vom «Verwaltungsvermögen der 

Gemeinden.» Und jetzt kommt halt schon wieder die Korporation, die unterliegt nicht HRM2 und wir 
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haben kein Verwaltungsvermögen. Meiner Meinung nach wäre das gemäss der Musterbaurdnung 

also nicht ausgenommen bezüglich der Korporation. Selbstverständlich darf man diese Meinung 

haben, ob dies bewusst oder unbewusst ist, weiss ich auch nicht. Aber wenn Sie alle öffentlich-

rechtlichen Gemeinden ausnehmen wollen, dann müssen Sie dem Antrag so zustimmen und die 

Musterbauordnung beinhaltet hier zumindest ein bisschen rechtliche Unsicherheit. 

 

Marilena Amato Mengis 

Sie wissen es, ich bin nicht Spezialistin auf diesem Gebiet, habe mich aber sehr stark mit der 

Mehrwertinitiative befasst – jahrelang. Mich wundert einfach diese Vehemenz aus der Reihe der SVP 

und wie dagegen vorgegangen wird: Erstens – Esther Ambühl Tarnowski hat es bereits gesagt – die 

Demokratie halten Sie hoch und in der Stadt Zug hat das Stimmvolk dem Gegenvorschlag 

zugestimmt. Zweitens, was ich persönlich immer so wahnsinnig ungerecht finde, ist, dass jeder 

Landwirt, dessen Land neu eingezont wird, seit Jahren ohne Murren diese Mehrwertabgabe leistet. 

Bei den Bauern ist das selbstverständlich: Wird ihr Land umgezont, müssen sie diese 

Mehrwertabgabe leisten. Bei den Immobilienbesitzenden, die bereits heute teure Häuser haben und 

nochmals aufstocken dürfen – nochmals fünf, sechs, sieben Stockwerke – verlangt man nichts. Das 

geht mir nicht in den Kopf! Und es geht mir nicht in den Kopf, dass ausgerechnet Sie gegen so eine 

Gerechtigkeit sind. 

 

Ordnungsantrag (Einzelantrag) 

Roman Küng 

Ja, Marilena Amato Mengis, ich möchte hier keine philosophische Demokratie-Debatte führen und 

stelle den Ordnungsantrag, dass wir zur Abstimmung kommen. 

 

Abstimmung Nr. 20 

− Für Antrag stimmen 30 Ratsmitglieder 

− Gegen Antrag stimmen 1 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 2 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 20 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag mit 30 zu 1 Stimme bei 2 

Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

Antrag Florin Meier, Mariann Hegglin, Stefan W. Huber und Martin Iten 

Aufnahme eines neuen Paragraphen. 

 

Abstimmung Nr. 21 

− Für den Antrag stimmen 13 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag stimmen 19 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 1 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 21 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat den Antrag mit 13 zu 19 Stimmen bei 1 

Enthaltung abgelehnt hat.  

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 62 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 63 Gebühren 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 
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Abs. 2 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 63 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 64 Übergangsrecht 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 64 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 65 Aufhebung bisherigen Rechts 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 65 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

§ 66 Inkrafttreten 

Abs. 1 – Keine Wortmeldungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi erklärt, dass somit § 66 in 1. Lesung behandelt wurde. 

 

Antrag FDP-Fraktion 

Daniel Blank 

Wir haben noch einen neuen Antrag mitgebracht. Es geht ein bisschen darum, den Wecker zu stellen 

– nicht für das Mittagessen – sondern es geht darum, heute bereits einen «Reminder» zu setzen, wie 

wir mit einem Paragrafen des Planungs- und Baugesetzes (PBG) umgehen wollen. Das PBG sieht 

vor, dass wenn Grundstücke nicht bebaut werden, die Gemeinden gewisse Massnahmen treffen 

können unter gewissen Voraussetzungen, die dann in einem Vorkaufsrecht enden könnten. Im Jahre 

2032 schauen wir einmal, wo wir stehen. Welche Grundstücke sind nicht bebaut und besteht ein 

Handlungsbedarf? 

Unser Antrag lautet folgendermassen: Der Stadtrat erstattet dem Grossen Gemeinderat der Stadt Zug 

bis zum 31. Dezember 2032 einen Bericht und Antrag betreffend Massnahmen gemäss § 52f PBG in 

Bezug auf die fehlende Verfügbarkeit bereits eingezonten Baulandes von privaten 

Eigentümerschaften. Dabei sind sämtliche unbebauten Baulandflächen von über 2'000 m2 zu prüfen. 

Dies unabhängig von den Parzellengrenzen.  

 

Der Stadtrat wird aufgefordert, die kantonale Bestimmung anzuwenden und dem GGR, einen Bericht 

zu erstatten. 

 

Ich denke, das hat dann auch für den Bauchef, der dann jemand anderes sein wird, oder vielleicht 

sein könnte, eine einfachere Ausgangslage. Man ist dann gezwungen, diese heisse Kartoffel 

anzufassen. Aber man kann sich auch auf diese Gesetzesbestimmung abstützen. Ansonsten denkt 

man wohl eher als Bauchef: «Im Herbst sind dann mal Wahlen, vielleicht machen wir es im Frühling.» 

 

Abstimmung Nr. 22 

− Für den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 26 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der FDP-Fraktion stimmen 6 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 0 
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Ergebnis Abstimmung Nr. 22 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der FDP-Fraktion mit 26 zu 6 

Stimmen bei 0 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

 

Bauordnung Teil 9 

Planungsbericht Kapitel 15 «Aufhebung bisheriger Bestimmungen» 

 

Antrag ALG/CSP-Fraktion 

Martin Iten 

Wie ich schon mehrfach in der Detailberatung angekündigt habe, stelle ich den Antrag, dass Anhang 4 

Zweckbestimmungen der Zonen des öffentlichen Interesses für Bauten und Anlagen (OeIB) nicht 

gestrichen werden, sondern weiterhin im Anhang der Bauordnung geführt werden.  

 

Roman Küng 

Ich glaube, es besteht hier eine gewisse Ratlosigkeit. Viele wissen nicht, worum es geht und ich 

würde darum bitten, dies noch einmal kurz zu erklären. Danke. 

 

Adrian Moos 

Wenn die Zweckbestimmungen wieder im Anhang der Bauordnung geführt werden und Sie das so 

beschliessen, dann braucht es für Änderungen ein Verfahren, das im PBG vorgesehen ist. Wir 

müssen aber davon ausgehen, dass dies tendentiell ein einfaches Verfahren ist, welches nicht unter 

Mitwirkung des Parlaments erfolgt. Aber es ist ein Verfahren und der betroffene Eigentümer hat ein 

Beschwerderecht. Wenn das nicht der Fall wäre, resp. wenn wir das so – wie vom Stadtrat 

vorgeschlagen – eben ausserhalb der Bauordnung hätten, kann der Stadtrat sagen: «In dieser Zone 

OeIB wollen wir jetzt eben auch noch dies planen, weil das aus aktuellem Anlass wichtig ist.» Und er 

muss dann nicht befürchten, dass ein Projekt durch eine Einsprache länger blockiert werden könnte. 

Das sind in etwa die Auswirkungen. 

 

Martin Iten 

Genau, das ist gängige Praxis und die Zweckbestimmungen befinden sich bereits jetzt im Anhang. Die 

Zweckbestimmungen der Zone OeIB finden Sie beispielsweise auf S. 44 ff. und da sehen Sie über 

jede einzelne OeIB-Zone, wofür diese Zone genau bestimmt ist. Da geht es um ziemlich inhaltsreiche 

Angaben und Deklarationen. Und diese würden wir tatsächlich ausserhalb der Bauordnung geben, 

wenn sie nicht mehr im Anhang sind. Damit kann der Stadtrat selbst entscheiden, was in diesen 

Zonen OeIB beispielsweise neu dazu kommen könnte. Abänderungen könnte er eigenhändig 

vornehmen. Das wollen wir nicht. Wir finden auch, im Sinne der Rechtsgleichheit der Anwohner bzw. 

angrenzenden Eigentümder der Zonen OeIB, aber auch Zonen OeIF bzw. OeIE-Zonen, welche dies 

auch betrifft, dass diese wissen, was beispielsweise in ihrer Nachbarschaft zulässig ist. Wir finden, 

das ist eine Angelegenheit, die auf Flughöhe Bauordnung geklärt sein soll und deswegen plädieren 

wir dafür, dass dies im Anhang bleibt, wie es bis anhin gängige Praxis war. 

 

Patrick Steinle  

Vielleicht auch noch als Ergänzung. Wenn sie diese Zweckbestimmungen auf S. 44 ff. anschauen, 

denn stellen Sie fest, dass diese auch relativ allgemein gehalten sind. Da bringt man schon auch noch 

viele Nutzungen auf diese Zonen drauf. Und ich denke, wir sollten schon den Anspruch halten, dass 

mindestens das über 15 Jahre einigermassen konstant sein kann und dass eben auch diese 

Rechtssicherheit für die Eigentümer aber auch die Nachbarn und die Öffentlichkeit besteht. Dies 
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einfach dem Stadtrat zu überlassen, dass er das einfach nach belieben ergänzen, ändern etc. kann, 

fände ich für ein Parlament doch etwas unvorsichtig. Ich mache beliebt, dass wir das in der 

Bauordnung drin behalten. Und wenn es dann mal eine Änderung braucht für eine Zone, können wir 

dies schon noch leisten in dieser 15-jährigen Frist bis zur nächsten ordentlichen Revision. Danke 

wenn Sie das unterstützen. 

 

Daniel Blank 

Adrian Moos hat es ein bisschen angetönt, aber vielleicht hat er es zu wenig griffig auf den Punkt 

gebracht: So eine Änderung entspricht einer kleinen Anpassung und diese hat der Stadtrat in den 

letzten 15 Jahren selbst gemacht, ohne sie in den GGR zur Kenntnis zu geben, weil es einfach kleine 

Änderungen sind und diese deshalb in seine Kompetenz fällt. Das Problem ist eher: Gegen aussen 

sind einfach mehr Rechtsmittel gegen diesen Entscheid dann am Ende möglich, als wenn wir von 

Anfang an sagen: «Es liegt in der Kompetenz des Stadtrats.» Wir als GGR sind eigentlich sowieso 

aussen vor, deshalb würde die FDP-Fraktion dagegen sprechen, dies wieder in den Anhang 

aufzunehmen, resp. zu belassen, weil wir verhindern möchten, dass Vorhaben durch Einsprachen 

blockiert werden. In der Zone OeIB sind ja vorwiegend städtische Bauvorhaben geplant, also 

betreffend unsere eigenen Grundstücke. Und um diese eigenen Aufgaben wahrnehmen zu können, 

dürfen und auch müssen und haben wir dadurch – wenn sie ausserhalb der BO geführt werden – ein 

bisschen mehr Spielraum. Es ist bekannt: Bei den Landflächen haben wir keine grosse Auswahl. Wir 

haben nicht viele Ausweichmöglichkeiten diesbezüglich und wenn ein Problem auftaucht – sei das 

Kinderbetreuung rundum die Schulhäuser oder dergleichen – dann kann man das eher noch an einem 

Ort platzieren, wo diese Zweckbestimmungen dies halt vielleicht nicht so explizit vorsehen würden. 

 

Antrag ALG/CSP-Fraktion 

Anhang 4 Zweckbestimmungen der Zonen des öffentlichen Interesses für Bauten und Anlagen (OeIB) 

sollen weiterhin als Anhang der Bauordnung geführt werden. 

 

Abstimmung Nr. 23 

− Für den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 17 Ratsmitglieder 

− Gegen den Antrag der ALG/CSP-Fraktion stimmen 14 Ratsmitglieder 

− Enthaltungen: 2 

 

Ergebnis Abstimmung Nr. 19 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass der Rat dem Antrag der ALG/CSP-Fraktion mit 17 zu 

14 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt hat.  

 

 

Zonenplan 

Planungsbericht Kapitel 28 «Aufhebung der Arbeitszone (AA)»  

Keine Wortmeldungen 

 

Planungsbericht Kapitel 29 «Aufhebung der Bezeichnung «Bauzone gemäss Bauordnung 

1994’» 

Keine Wortmeldungen 

 

Planungsbericht Kapitel 41 «Technische Bereinigungen» 

Keine Wortmeldungen 
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Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass somit die Ortsplanungsrevision in der 1. Lesung 

abgeschlossen ist. Sie hören jetzt nicht das Sätzchen von mir: «Es dauert 10 Tage bis zur 2. Lesung.» 

Sondern das weitere Vorgehen wird dem GGR bezüglich der Orstplanungsrevision innert nützlicher 

Frist zugestellt. 

 

Philip C. Brunner 

Sie, Herr Präsident, legen ja schlussendlich Zeit und Ort unserer Sitzungen letztinstanzlich fest. Und 

da habe ich eine Bitte: Wir haben jetzt 3 Tage für die Sitzungen reserviert, wobei diese aus 

beruflichen Gründen eine Belastung darstellen, von der Konzentration ganz abzusehen. Und ich 

möchte schon beliebt machen, dass man versucht, zumindest auf die 2. Lesung dies so aufzuteilen, 

dass wir diese an 3 bis 4-Stündigen Abendsitzungen abhalten. Wir haben dieses Thema vor 15 

Jahren bei der damaligen Ortsplanungsrevision jeweils an den GGR-Sitzungen behandelt – nicht 

abschliessend, sondern im Prinzip rollend. Und so kann man das aufteilen mit einem eigenen 

Traktandum und ich denke, somit ist die Belastung des Parlaments auch weniger hoch. Das war jetzt 

ziemlich intensiv: Im Mai zwei Sitzungen und heute noch eine. In unserer Fraktion gab es Stimmen 

diesbezüglich, mit anderen GGR-Mitlgiedern habe ich dieses Theman nicht besprochen. Aber das 

wäre einfach eine Bitte. Danke! 

 

Martin Iten 

Ich möchte noch ergänzen, dass es gut wäre, falls es mehrere Sitzungen gibt, dass diese nicht im  

Wochentakt stattfinden, so dass man in den Fraktionen genug Zeit hat, um diese vorzubereiten. 

Vielleicht zwei und mehr Wochen Abstand zwischen den Sitzungen wäre gut. 

 

Ivano De Gobbi 

Besten Dank für diese Inputs. Wir werden das so berücksichtigen. 
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3 Mitteilungen 

 

Ratspräsident Ivano De Gobbi stellt fest, dass an der heutigen Sitzung keine 

Kommissionsbestellung erfolgt. 

 

 

 

Die nächste Sitzung des GGR findet statt: 

Dienstag, 17. Juni 2025, 17:00 Uhr  

 

 

 

 

Für das Protokoll 

Beat Werder, Stadtschreiber 

 

 

 

Beilagen: 

1. Abstimmungsergebnisse: Zusammenfassung 

2. Präsenzliste 

 

 


